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one solution, revolution! 


Editorial 


Hallo liebe Leser_innen! 


für die Schüler_innen haben vor einiger Zeit die Sommerferien geendet, für die Student_in- 
nen beginnt gerade ein neues Semester und auch die politische Verschlafenheit, die allzu oft 
im Sommer zu beobachten ist, beginnt zu bröckeln. Bereits im August, als wir von REVO- 
LUTION in London auf unserer internationalen Delegiertenkonferenz und danach in Up- 
minster auf unserem internationalen Sommercamp waren überschlugen sich die Ereignisse. 
In London brachen die schwersten Ausschreitungen, seit den 80ern aus. Gleichzeitig er- 
schütterten Massenproteste in Chile, Israel, der Sturz Gaddafis, weitere Massenkämpfe ım 
arabischen Raum, aber auch hier in Europa, das soziale Gefüge, in dem wir leben. Dem 
Kapitalismus! 


All diese Ereignisse stehen vor dem Hintergrund einer sich wieder zuspitzenden ökono- 
mischen Krise von lange nicht gesehenem Ausmaß. Der imperialistische EU-Block steckt 
tief in einer Krise, die sich schon lange nicht mehr nur auf rein ökonomische Probleme 
bezieht. Die USA haben mit einer Schuldenkrise zu kämpfen, die, sollte sie tatsächlich aus- 
brechen, die gesamte Weltökonomie mit nach unten reißen könnte! Eines zeigen die Er- 
eignisse auf jeden Fall — der Kapitalismus hat sich überlebt. Das, was Leo Trotzki bereits 
vor 90 Jahren sagte, scheint heute mehr denn je aktuell zu sein. Und auch die Krise ist keine 
rein ökonomische, sie ist eine zutiefst soziale Krise, denn letztlich geht es um die Frage: 
„Wer zahlt, wer leidet, wer überwindet die Krise des Kapitalismus zu wessen Ungunsten?“ 


Wir sagen, dass die Arbeiterklasse und die Jugend gefolgt von den Unterdrückten im Kapı- 
talismus, zu Ungunsten der Kapitalist innen diese Krise lösen müssen. Und zwar ein für 
alle mal! Die Frage von Revolution oder Konterrevolution ist, wie in kaum einer anderen 
Zeit, auf der Tagesordnung. In Deutschland, einem der Länder, wo sich die herrschende 
Klasse stolz als bisherige „Krisengewinner‘ brüsten kann, scheint wenig Revolution in der 
Luft zu liegen. Nichts desto trotz gibt es Kämpfe, aktive Teile der Klasse, die sich nicht von 
den Brosamen der Kapitalist innen kaufen lassen, über die sie mit der Sozialdemokratie 
und den Bürokraten der Gewerkschaftsspitzen verhandeln. Gerade der deutsche Linken, 
der Jugend, kurz der gesamten deutschen Arbeiterklasse kommt letztlich eine besonders 
wichtige Rolle zu. Während das deutsche Kapital die Krise nicht nur auf die deutsche Bev- 
ölkerung abwälzen will, sondern es vor allem in anderen Ländern wie Griechenland, Span- 
ien, Portugal oder anderen EU-Ländern tut, muss die deutsche Arbeiterklasse einen erbit- 
terten Kampf dagegen führen, Solidarität mit den Arbeiter innen der anderen EU-Ländern 
schaffen und ihre Proteste dadurch stärken, dass sie den Angreifer schwächt, das deutsche 
Kapital und seine Untergebenen in den anderen kapitalistischen Staaten! 


Ansätze für Widerstand in Deutschland gibt es genug! Sei es der betriebliche Kampf, neu 
entflammende Bildungsproteste, steigende Miet- und Lebenskosten, die Umwelt- oder 
Atomfrage - der deutsche Kapitalismus, sein Staat und seine Politiker geben uns genug An- 
lass, um gegen sie eine klassenkämpferische Bewegung aufzubauen. Doch nur eine Bewe- 


gung allein wird nicht ausreichen! Es geht darum mit der reformistische, bürgerlichen Poli- 


tik innerhalb der Arbeiterbewegung selbst zu brechen. Was wir ın diesen Tagen brauchen 
ist eine revolutionäre Jugendorganisation, eine kämpfende kommunistische Partei! Wenn du 
mit uns gegen die Krise, und für unsere sozialen Errungenschaften, gegen das Kapital und 
für die soziale Revolution und Organisation, die sie umsetzen kann kämpfen willst, dann 
tritt mit uns in Kontakt! 


Nun wünschen wir euch viel Spaß beim lesen. Wir freuen uns über Anmerkungen, Ergän- 
zungen und Kritik, die ıhr gerne an redaktion@onesolutionrevolution.de senden könnt. 


Eure REVOLUTION Zeitungsredaktion 


September 2011 
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Berlin, 9. Juni 2011: Der Berliner Bildungsstreiks demonstriert — REVOLUTION ist dabei! 


VIELE sun cn si. 


dungsstreik bereits tot geglaubt... Doch 
als am 09. Juni trotz massıver Repression 
von Schuldirektoren und dem Senat über 
5.000 Lehrer innen, Schüler innen und 
Eltern in Berlin auf die Straße gingen und 
lautstark ‚Bildung für alle und zwar um- 
sonst!“ riefen, gewannen viele junge Ak- 
tivist_innen in der Region neuen Kampf- 
geist! Kampfgeist, den sie brauchen 
werden, denn auch wenn Rot-Rot meinte, 
dass die Bildung unter ihnen floriert 
hätte, wissen sıe es besser. Doch was mag 
nach den Wahlen kommen? Der ehema- 
lige Finanzsenator Ulrich Nußbaum hatte 
bereits vor mehreren Monaten harte Spar- 
maßnahmen angekündigt — Sicherlich 
wird „die eine oder andere“ auch den 
Bildungsbereich treffen! 


Ähnlich ist die Situation in anderen 
Bundesländern. In Bayern gingen in den 


letzten Monaten Tausende von Studier- 
enden auf die Straße, um gegen die im- 
mer noch vorhandenen Studiengebühren 
zu protestieren. In Köln gab es es erst 
vor kurzem einen regionalen Schul- 
streik. Überall wehren sich noch immer 
Jugendliche gegen die Kürzungen und 
Gebühren ım Bildungsbereich, obwohl 
es nun schon seit fast zwei Jahren keinen 
„Bundesweiten Bildungsstreik“ mehr 
gibt. 


Und das ist auch dringend notwendig, 
denn auch ohne die zu erwartenden Kür- 
zungen, die durch die jetzige Krise zu er- 
warten sind, sieht es schlecht aus in den 
deutschen Bildungseinrichtungen. Im- 
mer noch große Klassen, marode Schul- 
gebäude, unterfinanzierte und zu wenige 
Lehrer innen, Abitur in nur noch zwölf 
Jahren... Und danach? Überfüllte Hörsäle 
an der Universität, eine schlecht bezahlte 
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Berliner Bildungsstreik 
Neue Proteste im Herbst 





Ausbildung oder im schlimmsten Fall 
überhaupt nichts, außer ein mickriger 
HartzIV-Satz. Das ist unsere Realität 
— Deshalb müssen wir uns erneut auf 
bundesweiter Ebene zu einer starken Be- 
wegung zusammenfinden! 


In diesem Sinne trafen sich bereits Mitte 
Juli über 70 aktive Jugendliche aus ganz 
Deutschland in Köln zu einer Schulstreik- 
konferenz, an der auch Mitglieder von 
REVOLUTION Berlin und Stuttgart 
teilnahmen. Dort wurde erfolgreich über 
neue Proteste im Schul- und Bildungsbe- 
reich diskutiert. Man einigte sich auf ein- 
en zentralen Streiktag am 17. November 
und einen Kampagnentag am 15. No- 
vember. Doch auch in der Zwischen- 
zeit soll es nicht ruhig werden um das 
Thema Bildung und unsere Forderun- 
gen. Vom 09.-11. September fand nun in 
Berlin eine bundesweite Bildungsstreik- 
konferenz statt, von der wir fordern, dass 
sıe unsere konkrete Planung unserer Pro- 
teste und unseres Widerstandes koordi- 
nieren muss! Am gleichen Wochenende 
gab es so zum Beispiel eine Bildungs- 
demonstration in Berlin, die von der 
Lehrergewerkschaft GEW, dem Landes- 
schülerausschuss, der Landeselternvertre- 
tung und „Bildungsblockaden einreißen“ 
organisiert wurde. Beteiligt euch an den 
Bildungsprotesten ım Herbst, organisiert 
euch, baut Streikkomitees mit uns aufund 
lasst uns gemeinsam auf die Straße gehen! 
Wenn ihr Probleme habt oder Hilfe an eu- 
rer Schule, Uni oder am Ausbildungsplatz 
braucht, dann meldet euch einfach unter 
sermany@onesolutionrevolution.de 
oder kommt zu unsere lokalen Orts- 
sruppentreffen! 
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DER folgende Text ist eine Reso- 


lution, die wir auf der bundesweiten Bil- 
dungsstreikkonferenz vom 09.-11. Sep- 
tember in Berlin eingebracht haben. Sie 
soll vor allem eines tun — die Schlüsse 
und Perspektiven aus der bisherigen 
Bewegung ziehen. Sie setzt sich mit den 
vergangenen Protesten und unseren 
Vorschlägen für die kommenden Aktionen 
und Mobilisierungen auseinander. 


Wir bitten alle Jugendlichen, Aktivist_in- 
nen, Schüler innen, Student innen und 
Gruppen, die unsere Position in den grun- 
dlegenden Punkten unterstützen, mituns in 
Kontakt zu treten, beziehungsweise in den 
folgenden Treffen, Konferenzen und Pro- 
testen für unsere Vorschläge einzutreten! 


Die Bildungsproteste in den vergan- 
genen Jahren waren eine der größten 
Jugendbewegungen in den letzten 
zwei Jahrzehnten ın Deutschland. 
Auch in anderen Ländern, wie zum 
Beispiel Großbritannien, Spanien, 
Frankreich, Griechenland, Chile, den 
U.S.A. oder ım arabischen Raum spielten 
Proteste von Schüler Innen und Student _ 
Innen eine wichtige Rolle ın sozialen Mo- 
bilisierungen gegen Kürzungen, gegen 
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die Krise, für demokratische Forderun- 
gen und manchmal sogar direkt gegen die 
bürgerlichen Regierungen. Hierzulande 
mobilisierten sie Hunderttausende zu Be- 
ginn der Krise. Für viele Jugendliche war- 
en diese Bewegungen der Anfang ihrer 
Politisierung. Hier konnten sie sich kämp- 
ferisch — manchmal erfolgreich — für ihre 
eigenen Interessen einsetzen. Es gab nicht 
selten verschiedenste Arten der Repres- 
sıonen gegen die Protestierenden, doch 
oft fanden die Betroffenen Wege sıch zu 
verteidigen, ihr Bewusstsein wurde ge- 
schärft und die Solidarität gestärkt. 

So konnte die Bildungsbewegung in 
Deutschland fast überall die Studienge- 
bühren aufhalten bzw. zurückdrängen. 
Besonders ım universitären Rahmen 
war es möglich, einige politische Errun- 
genschaften zu erkämpfen. Wir können 
davon ausgehen, dass viele Kürzungen 
ın der ersten Welle der Krise ausblieben, 
weil es 2008/2009 eine starke Bildungs- 
bewegung gab, die bereitstand, um sich 
gegen diese zu wehren! 


Trotzdem konnten wır ab 2010 einen 
Rückgang der Bewegung erleben. Nieder- 
lagen in den Mobilisierungen sowie die 
nicht stattfindende Umsetzung wichtiger 
Kernforderungen des „Bildungsstreiks“. 
Der Rückgang ist unserer Meinung nach 
aber nicht auf eine eventuelle Stärke 
des politischen Gegners zurückzufüh- 
ren, sondern vielmehr auf die Fehler der 
eigenen Bewegung, die ın den letzten 
Jahren gemacht wurden. 


Die wichtigsten sind unserer 
Meinung nach: 


» Die fehlende Initiative großer polit- 
ischer Organisationen, wie zum 
Beispiel dem SDS, solid, den Jusos 
oder von Organen wie Gewerk. 
schaften oder einigen Asten, die 
Mobilisierungen nach der Bundestags- 
wahl 2009 fortzuführen bzw. auszu- 
dehnen. Aufgrund der intransparenten 





u 


Für einen kämpferischen Bildunsgsstreik! 
Unsere Resolution zur Konferenz vom 9. bis 11.9.2011 


Strukturundderschlechten Vernetzung 
der Bewegung musste diese ohne die 
Apparate der großen Organisationen 
zurückweichen, desorganisierte sich 
und verlor, speziell auf bundesweiter 
Ebene, ıhre Anziehungskraft. 


» DasFehleneinerpolitischenPerspektive 
für die Bewegung, die über eintägige 
Aktionen hinausging. Es gab weder 
eine bundesweite, allgemein akzepti- 
erte Absprache über gemeinsame For- 
derungen, noch eine Vorstellung, wie 
diese erkämpft werden könnten. Die 
Bewegung war oft einen Schritt hinter 
den aktuellen Ereignissen hinterher, 
wie sich bei den europaweiten Univer. 
sitätsbesetzungen 2009 zeigte. Ohne 
gemeinsame Absprachen, eine breite 
Basıs an Aktivist_Innen und eine ziel- 
strebig aufgebaute Verankerung an 
Schulen, Universitäten und Betrieben, 
blieben solch einzigartige Chancen 
erfolglos, vereinzelt und letztlich zum 
Scheitern verurteilt. 


» Die Dominanz des intransparenten 
und undemokratischen Konsens- 
prinzips bei Entscheidungsfindungs- 
prozessen. Das fehlende Verständnis 
dafür, dass eine Bewegung möglichst 
breite Einheit ın der Aktion, aber 
vollste Freiheit ın der Diskussion 
haben sollte, führte zu ergebnislosen 
Konferenzen und wenig Aktionen. Die 
Positionen der verschiedenen Gruppen 
und Organisationen wurden verklärt 
und die gesamte Bewegung wurde in 
ihren Handlungen gebremst. 


Die Schüler innenkonferenz in Köln ım 
Juli 2011 diskutierte bereits einige die- 
ser Probleme sehr erfolgreich! Wır als 
REVOLUTION stehen hinter den Bes- 
chlüssen der Kölner Schulstreikkonfer- 
enz. Doch sind wir der Meinung, dass sie 
noch um einige Punkte ergänzt werden 
sollte. 


Für den Aufbau einer neuen 
Bildungsstreikbewegung 
schlagen wir daher folgende 
Punkte vor: 


1. Die gesamte Bewegung, insbesondere 
auf ıhren Konferenzen, muss, so wie 
es in Köln von den Schüler innen be- 
schlossen wurde, auf der Grundlage 
von Mehrheitsentscheidungen auf- 
gebaut sein. Wir möchten betonen, 
dass Minderheiten dabei das Recht 
eingeräumt wird, ıhre politischen 
Positionen nach außen zu vertreten! 
Minderheiten sollten jedoch nicht dazu 
in der Lage sein, ganze Konferenzen 
ohne Beschlüsse stattfinden zu lassen. 
Unser Ziel muss es sein, gemeinsame 
Aktionen und freie Diskussionen für 
eine erfolgsorientierte Bewegung zu 
nutzen. 


2. Die großen Jugendorganisationen wie 
Jusos/solid/SDS sowie Gewerk- 
schaften und Gewerkschaftsjugend- 
verbände müssen für Mobilisierungen 
wieam 15.und 17.November gewonnen 
werden. 


3. Es muss dafür gekämpft werden, dass 
nicht nur Studenten_Innen und Schüler 
“Innen in der Bewegung vertreten 
sind, sondern, dass auch Azubis und 
Arbeiter Innen, Eltern und Lehrer _In- 
nen, mitin den Widerstand einbezogen 
werden. 


4. Es darf nicht nur bei symbolischen 
Protesttagen bleiben. Unsere Anstren- 
gungen müssen darauf gerichtet 
werden, die Bildungsbewegung durch 
Basisarbeit ın Schulen/Unis/Betrieben 
aufzubauen und in einem breiten 
bundesweiten Bündnis zu organı- 
sieren. Aktionen, wie Vollbesetzun- 
gen, mehrtägige und unbefristete 
Streiks müssen eine diskutierte Option 
der Bewegung werden. 


5. Die Proteste im November müssen als 
Startpunkt, nicht als Ende der Be- 
wegung angesehen werden. Nach - 
dem 17.11. muss es eine nachbereitende 
„Bildungsstreikkonferenz“ geben, die 
bemüht ist neue Kräfte, die in den 


Bildungsstreik 





Bildungsproteste 2010/2011 in Deutschland 
und Massenproteste International 


London, 10.11.2010 

20.000 Student innen demonstrierten 
gegen Studiengebühren und stürmten 
Parteizentrale der Tories 


„BaWü brennt“ — Bildungsstreik 2011 


17.01.2011 
Beginn in Freiburg, 3.000 protestieren! 


24.01.2011 
In Heidelberg 500 Aktivist_innen 


26.01.2011 
In Tübingen über 150 Protestierende 


27.01.2011 
In Karlsruhe 300 Aktivist innen 


28.01.2011 
In Ludwigsburg: 250 Teilnehmer _innen 


Abschluss in Stuttgart am 29.01.2011 
mit ca. 2000 Menschen 


01.03.2011 

Warnstreik der GEW, ver.di, GdP riefen 
dazu auf. Ziel: Erhöhung der Gehälter 
von Länder-Beschäftigten; Motto: „Ke- 
ine Abkopplung des öffentlichen Dien- 
stes!“ 


14.03.2011 

400 Schüler _innen trauern um Japan und 
fordern sofortiges Abschalten aller Atom- 
Meiler vor dem Kanzleramt 


26.03.2011 

London, laut Polizei (!) gingen 400.000 
Demonstrant innen gegen das Sparpa- 
ket und die konservative Regierung auf 
die Straße, u.a. enthält es, dass Studi- 
engebühren auf 9000 Euro angehoben 
werden müssen, „Anti-Cut-Bewegung“ 


06.04.2011 
In Berlin demonstrieren 5000 Lehrerin- 
nen unter dem Motto „Alte stärken“ 


12.04.2011 

Bildungsstreik — Freiburg, unter den 
Mottos „Der Repression den Hahn ab- 
drehen“ und „Keine Kriminalisierung 
gesellschaftlicher Proteste!“ 


USA, 23.05.2011 

An4 Hochschulen protestierten Student _ 
innen mit „sSit-ins“ gegen Privatisierung 
amerikanischer Hochschulen (schon 
600), 56 Festnahmen 


Ukraine, 25.05.2011 

In 17 Städten protestieren Studierende 
gegen Kürzungen und zunehmende 
Privatisierung im Bildungsbereich 


26.05.2011 

Proteste ın München (8000 Demon- 
strant_ innen), Erlangen und Würzburg 
gegen Studiengebühren 


Seoul (Südkorea), 29.05.2011 
Tausende Student innen demonstrierten 
für Halbierung der Studiengebühren 


09.06.2011 

Berlin, 5.000 Schüler _innen, Lehrer_in- 
nen und Eltern; Schulstreik mit dem 
Motto „Zusammen kämpfen, gemeinsam 
streiken“ 


18.- 19.06.2011 
Viertes Bildungsfest Marburg 


01.07.2011 
In Bochum Bildungsstreik mit 500 
Kindern und Jugendlichen 


16. - 17.07.2011 
Schulstreikkonferenz in Köln 


12.- 14.08.2011 
Bundesweites 
Gießen 


Vernetzungstreffen in 


09.-11.09.2011 

Bundesweite Bildungsstreik-Konferenz 
ın Berlin mit abschließender Demonstra- 
tion von mehreren Tausenden 
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Protesten gewonnen wurden einzu- 
binden. Besonders auf das Jahr 2012, 
in dem in etlichen Bundesländern 
Doppeljahrgänge zu erwarten sind 
und sich das Fehlen von Zivildienst, 
das Aussetzen der Wehrpflicht und ein 
mangelndes Angebot an Studien-/ 
Ausbildungsplätzen voll auswirken 
wird, müssen wir uns gut vorbereiten 


6. Reformen, wie Bologna oder Sparan- 
griffe im Bildungsbereich haben in- 
ternationale Ursachen und werden in- 
ternationalkoordiniert. Unsere Antwort 
muss internationaler Widerstand sein! 
Wir müssen uns mit Bewegungen in 
der EU und anderen Ländern solida- 
risieren. Darüber hinaus müssen 
wir uns aber mit diesen Bewegungen 
koordinieren, gemeinsame Absprachen 
treffen, letztlich eine tatsächlich in- 
ternationale Jugendbewegung gegen 
Bildungs- und Sozialabbau werden. 


7. Die Krise ıst nicht vorbei! Momentan 
versuchen die Regierungen, die Kosten 
der letzten Banken- und Unternehmer- 
rettungen auf uns abzuwälzen. In einer 
solchen Situation ist es für unsere 
Bewegung unerlässlich sich mit den 
Beschäftigten, Arbeitslosen — kurz 
anderen sozialen Bewegungen — auf 
Basis einer Anti-Krisen-Bewegung 
zu organisieren, die unsere sozialen 
Errungenschaften verteidigt, um sie 
auf Kosten der Banken und der Krisen- 
profiteure auszudehnen! Ein erneutes 
Zusammenbrechen der Märkte könnte 
auch in Deutschland weitaus schärfere 
Folgen und demzufolge weitere schär- 
fere Angriffe auch im Bildungsbereich 
nach sich ziehen, auf die wir uns 
vorbereiten müssen! 


8. In unserer Bewegung sind transpar- 
ente und demokratische Strukturen 
unerlässlich. Wir sprechen uns daher 
für einen Koordinierungskreis aus, 
der zwischen den Konferenzen tagt 
und ın dem alle Gruppen, Jugend- 
gewerkschaften, lokale und regionale 
Bündnisse jederzeit das Recht haben 
Delegierte zu entsenden. Die Auf- 
gabe eines solchen Gremiums muss 
es sein, neue Konferenzen vorzuber- 
eiten, repräsentative Resolutionen 
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der Bewegung zu beschließen und die 
bundesweiten Mobilisierungen zu 
koordinieren. Darüber hinaus sprechen 
wir uns für einen auf dieser Konferenz 
gewählten Pressesprecherrat aus, der 
der Bewegung rechenschaftspflichtig 
ist und die grundlegenden Positionen 
der Bewegung nach außen hin vertei- 
digen muss! 


Weitergehend schlagen wir 
folgenden Forderungskata- 
log als Orientierung für die 
kommende Bewegung vor: 


» Abschaffung aller Studien-/ Lern-/ 
Ausbildungsgebühren! 


» Studien- und Ausbildungsplätze für 
alle! Mindestlohn für Auszubildende, 
Grundsicherungfür Schüler _Innenund 
Student Innen ab 16 Jahren! 


» Weg mit dem mehrgliedrigen Schul 
system! 


» Weg mit dem G8-Abitur! 
» Weg mit den BA/MA Studiengängen! 


» Zurücknahme aller Kürzungen und 
Arbeitszeitverlängerungen ım Bil- 
dungsbereich! 


» Sofortige Neueinstellung von 100.000 
Lehrer Innen bundesweit! 


» Sofortige Investition von 40 Milliarden € 
im Bildungsbereich z.B. für Sanıerun- 
gen der Schulgebäude und der Einrich- 
tung von Erholungsräumen! 


>» Wir zahlen nicht für die Krise! 


» Für unsere materiellen Forderun- 
gen sollen die Reichen, Banken und 
Großkonzerne bezahlen, nicht die ein- 
fache Bevölkerung! 


» Prinzipielles Verbot des Betretens von 
Militär und Polizei oder Sicherheits 
diensten in Bildungseinrichtungen! 


» Sicherheit, Transparenz und Organis- 
ierung unserer Bewegung durch wähl- 


und abwählbare Schüler- und Stud- 
entenstrukturen! 


» Für volles Aktions- und Streikrecht 
aller Schüler_Innen, Student_Innen, 
Azubis und Lehrer Innen! 


» Die Lehr- und Bildungsinhalte sollen 
nicht durch staatliche Bürokrat_ Innen 
oder die private Wirtschaft bestimmt 
werden, sondern durch die Lernenden, 
Lehrenden und die Organisationen, 
wie Gewerkschaften, die tatsächlich 
wissen, welches Wissen man braucht, 
um in einer Gesellschaft zu leben und 
zu arbeiten. 


» Regionale, bundesweite und internat- 
ıonale Koordinierung unseres Kampfes 
auf Grundlage von rechenschaftspfli- 
chtigen und ständig wähl- und abwähl- 
baren Gremien und Vertreter Innen! 


Wie auch immer die Beschlüsse der 
jetzigen Konferenz ausfallen, glauben 
wir, dass die bisherige Bewegung eines 
gezeigt hat — Wir brauchen eine 
entschlossene Kraft, die gegen Oppor- 
tunısmus, Taktierereı und für eine 
kämpferische Perspektive ım  Bil- 
dungsstreik eintritt. Diese Kraft 
muss unserer Meinung nach eine 
antikapitalistische Plattform sein, in 
der sich die fortschrittlichsten und 
die aktivsten Jugendlichen organisieren, 
um sicherzustellen, dass insbesondere 
die großen reformistischen Organi- 
sationen, die Mobilisierungen, die sie 
in ıhren Reden versprochen haben auch 
in der Praxis umsetzen. Letztlich muss 
es jedoch das Ziel einer solchen Oppo- 
sition sein, selbst die politische Füh- 
rung unserer Bewegung zu übernehmen 
und für eine klassenkämpferische Per- 
spektive im Bildungsstreik einzutreten. 
Wenn ihr mit unseren grundlegenden 
Vorschlägen für die Bildungsstreikbe- 
wegung übereinstimmt, dann tretet mit 
uns ın Kontakt, unterstützt sıe, kämpft 
für sie und lasst uns eine antıikapi- 
talistische Plattform ım Bildungsstreik 
aufbauen! 


Meldet euch unter . 
germany@onesolutionrevolution® 
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Briefmarke, BRD, 1968 (wikipedia.de) 


GEWERK- 
SCHAFT. ee Ein starkes 


Wort! Und da ist auch was dran. Gewerk- 
schaften sind noch immer die mächtigsten 
Organisationen, die der Arbeiterklasse im 
Kampf gegen ihre Unterdrücker zur Ver- 
fügung stehen, weltweit sind Millionen 
von Kolleg innen in ihnen organisiert. 
Aber müsste die Gesamtsituation der 
abhängig Beschäftigten dann nicht ei- 
gentlich viel besser aussehen? 


Ein Exkurs... 


Die kollektive Diskussion über Arbeits- 
bedingungen und mögliche Verbesser- 
ungen ist bereits sehr alt. Bereits am 4. 
November 1159 vor Chr. legten ca. 40 
Arbeiter die Werkzeuge nieder und be- 


Gewerkschaft 





Die Gewerkschaft 


vom Sozialpartner zum Klassenkämpfer 


Ein Artikel von Felix Wolkenfuß 


gannen zu streiken, da sich ihr Arbeit- 
geber Ramses III. wiederholt geweigert 
hatte, den Kollegen ıhren Lohn zu zahlen. 
Unter dem Motto „Wir haben Hunger!“ 
organisierten sie eine Demonstration zum 
nächsten Tempel. Der Konflikt dauerte 
zwar einige Zeit, ım Endeffekt bekamen 
die Kollegen jedoch ıhr Getreide voll 
ausbezahlt. Wıe man sich unschwer vor- 
stellen kann, wurden ın Europa Arbeits - 
kämpfe erst viel später geführt. Auch die 
Organisierung von Handwerkern wie We- 
bern, Hafen- und Metallarbeitern fand 
erst viel später statt und zeigte sich im 
14. Jahrhundert zunächst ın Form von 
Gilden, die als Keimform der modernen 
Gewerkschaft gesehen werden können. 


Und dann’ 


Im Zuge der Industrialisierung und dem 
Siegeszug der bürgerlichen Gesellschaft 
begann die Arbeiterklasse als funktio- 
nelle Klasse an Bedeutung zu gewinnen. 
Immer mehr entwickelte sich die feudale 
Gesellschaft zu einer kapitalistischen, in 
der zweı neue gesellschaftliche Klassen 
in Konflikt standen: Die Arbeiterklasse 
und die Kapitalisten — heute auch oft 
Arbeitnehmer und Arbeitgeber genannt. 


Die allgemeine Funktionsweise der kapı- 
talistischen Wirtschaft ist die, dass einer 
(der Kapitalist) eine Fabrik besitzt und 
viele Leute nichts besitzen. Daher müssen 
sie bei dem Typ mit der Fabrik arbeiten, 
um sıch Geld für Essen zu verdienen. 
Und hier wird's lustig: Während die Ar- 
beiterklasse logischerweise so viel Geld 
wie möglich für ihre Arbeit haben will, 
will der Typ mit der Fabrik logischer- 
weise so wenig wie möglich bezahlen, um 
mehr Profit mit der Arbeitskraft seiner 
Angestellten zu machen. Dieser „Klas- 
sengegensatz“ ıst der wichtigste, wenn 
man verstehen will, wieso wir Gewerk- 
schaften brauchen. 


Was ist eine Gewerkschaft? 


Die Gewerkschaft ıst, wie bereits er- 
wähnt, eine Kampforganısation der Ar- 
beiterklasse, um für ihre Bedingungen 
und Anliegen ım Betrieb zu kämpfen. 
Ihre Existenz ıst zwingend erforderlich 
um Mindestlöhne, Lohnfortzahlung im 
Krankheitsfall, Urlaubsgeld und andere 
grundlegende ökonomische Forderungen 
der Arbeiter innen durchzusetzen. Get- 
reu nach dem Motto: „Allein machen sie 
dich ein — gemeinsam sind wir stark!“ 


REVOLUTION 


ra 











Unser 


protesten. 


Revolution Aktions- 
programm Bildung 

program- 
matischer Beitrag 
zu den Bildungs- 


Revolution Aktions- 
programm Krise 


Unsere Analyse der 
Wirtschaftskrise und 


zum Thema. 


www.onesolutionrevolution.de 7 Publikationen 


I 
I 
I 
I 
I 
I 
I 
I 
I 
I 
I 
I 
I 
I 
I 
unsere Forderungen 
I 
I 
I 
I 
I 
I 
I 
I 
I 
I 
I 
I 
I 
I 
I 





one solution, revolution! 7 


Gewerkschaft 












RESPOND To c Al, L 
‚ _ANNOUNCEMENT OF STRIKE en en 


j A Bere ui BR he he Sehe = egiler Foren 
Te en Fear E IT when The alarhr Dat | 3 Ti wi f 

I ed ae kehlen Karben, boebrs 

ET I 


Mom an 

j wine ol ger ai plan | he ee ln " 
br ea. Tor plagen ae sel bi + (een 
art een! Ai ar erkenne us 





A As Eimilie Uilblan, Mesehr eifrig we | 
2 frei, weheruung ibe meni ® Faire in ihaıt dee a 


m 


au Tr: au’ rei 
eri#tsl 9 1 serien je de de IH 





Fri er Ei er a en Fre 


LL UNIONS Seattle | Union Record 
10 GO OUT», ee 


PILE # ee au. mu De 


NO CONSTRUCTIVE 
LEGBLATION YET 


ir 
I 


IE'N IF ! 
Eerlı im 
ıı 
j 


Titelblatt der "Seattle Union Record” am Anfang des Seattle Generalstreike (wikipedia.de). 


Kein Wunder also, dass die gewerk- 
schaftliche Organisation von Arbeiter _in- 
nen in Kapitalistenkreisen nicht gerne ge- 
sehen wird. Aus diesem Grund mussten 
im 19. Jahrhundert viele Gewerkschafter 
in der Illegalıtät arbeiten, viele wurden 
verfolgt und umgebracht, in vielen Län- 
dern der Welt ist das heute noch so. 


Wir können also festhalten: Gewerk- 
schaften führen den ökonomischen 
Kampf der Arbeiterklasse. Aber wieso 
kämpfen die Gewerkschaften denn nicht 
mehr richtig? Wann gab es in der BRD 
mal einen Generalstreik, um staatliche 
oder privatwirtschaftliche Angriffe auf 
unsere Lebensbedingungen abzuwehren? 
Wieso werden immer mehr Tarifverträge 
abgeschlossen, deren Lohnerhöhung hint- 
er der Inflationsrate zurückbleibt? 


Wem gehört die Gewerk- 
schaft? 


Gewerkschaften haben heutzutage einen 
erheblichen Mangel an innerer Demokra- 
tie. Die Politik in ihnen wird heutzutage 
nicht mehr von der Basis bestimmt, 
sondern von einer Bürokratenkaste aus 
Hauptamtlichen, Betriebsratsfürsten 
und Vorsitzenden. Diese Leute nennen 
wir „Gewerkschaftsbürokratie‘“ und sie 
sind — wie es der Zufall so will, fast 
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ausschließlich sozialdemokratische Re- 
formisten, die die Gewerkschaft für ihre 
eigenen politischen und sozialen Interes- 
sen missbrauchen. Ohne Scham machen 
sie mit ihrer verräterischen Politik die 
Gewerkschaften zu zahnlosen Vertretun- 
gen, die sich weder staatlichen Angriffen 
auf die Rechte und Errungenschaften der 
Arbeiterbewegung, wıe damals bei der 
Agenda 2010, oder gegen Lohnkürzun- 
gen und Entlassungen im Betrieb nicht 
bzw. unzureichend in den Weg stellen. Es 
bleibt bei schmierigen Sonntagsreden von 
Vorstandsmitgliedern, wie dem SPD-Mit- 
glieds und DGB-Vorsitzenden Michael 
Sommer. 


Auch bei Tarifverhandlungen ist heute die 
„vertrauensvolle Zusammenarbeit“ mit 
dem Arbeitgeber oberstes Gebot. Anstatt 
einen Betrieb mal so richtig lahmzulegen, 
werden nach 2-3 Verhandlungsrunden 
faule Kompromisse geschlossen, die oft 
sogar zu Reallohnverlusten führen, ohne 
das es überhaupt einen Streik gegeben 
hätte. Oft kann man die Vorsitzenden der 
Gewerkschaften nach ıhrer Amtszeit auf 
der Gehaltsliste des Arbeitgebers wieder- 
finden. Ein Schelm, wer da böses denkt. 


Diese Gründe sınd es auch, die dafür sor- 
gen, dass immer mehr Kolleg _ innen den 
Gewerkschaften ıhren Rücken zukehren. 


In Deutschland sank der gewerkschaftli- 
che Organisierungsgrad von 34,2% im 
Jahr 1960 auf 21,6% ım Jahr 2000. Ten- 
denz: weiter sınkend! 


Politik machen! Nur, geht 
das so einfach? 


Viele aufrichtige Kolleg_innen sind sich 
ım klaren darüber, dass Gewerkschaftsar- 
beit wichtig ist. Gerade in Zeiten, in denen 
die wirtschaftliche Situation immer öfter 
ins Wanken gerät, ist es unabdingbar für 
Veränderungen einzutreten. Dafür ste- 
hen dem aktiven Gewerkschafter diverse 
Gremien offen. Leider muss man dazu 
anmerken, dass die diversen Ausschüsse 
leider allzu oft von der Bürokratie aus- 
gebremst oder kontrolliert werden. Viele 
junge Aktivist_innen sind daher oft desil- 
lusioniert. Sie konzentrieren sich oft mit 
Leib und Seele auf ein Thema und ver- 
suchen diverse Aktionen zu organisieren, 
bis im Endeffekt von oben ein „Nein“ 
oder einfach gar keine Reaktion kommt. 


Diese Vorgehensweise ist jedoch kein 
Zufall! Politisch nicht gewünschte Bes- 
chlüsse der Basis werden solange ignori- 
ert oder bleiben auf der To-Do-Liste ste- 
hen, bis es entweder zu spät ist oder sich 
ein höher stehendes Gremium doch dazu 
durchringt andere Dinge zu priorisieren. 
Natürlich gibt es auch positive Beispiele 
für Gremienarbeit, um wirklich dauerhaft 
erfolgreiche Arbeit zu leisten bedarf es 
jedoch einer weitergehenden Vernetzung 
und Organisation. 


Allein machen sie dich ein... 


Viele jugendliche Gewerkschaftsmitglie- 
der sind von dem Opportunismus der 
Bürokraten angewidert und wollen etwas 
gegen sie unternehmen. Möglichkeiten 
dazu gıbt es viele. Bereits in deiner Ortsju- 
gendgruppe oder in deiner Betriebs- 
jugendgruppe kannst du eine Menge 
tun. Viele deiner Kolleg _innen denken 
sicherlich genauso über die Hauptamtli- 
chen und haben sıch vielleicht einfach 
noch nicht getraut den Mund aufzu- 
machen. 


“ 
Fi ; 


Diskutiert eure Kritikpunkte unterein- 
ander und macht euch Gedanken, wie 
ihr eure Gewerkschaft selber gestalten 
würdet. Was wären die Punkte, die euch 
wichtig wären? Wenn ıhr zum Anfang 2 
oder 3 Kolleg innen seid, ıst das schon 
Mal ein guter Anfang. Vielleicht habt ıhr 
Lust eine Veranstaltung für weitere Inter- 
essierte zu organisieren, ein unabhängig- 
es Gewerkschaftsflugblatt herauszubrin- 
gen oder euch als Gruppe auf Grundlage 
eines Aktionsprogramms aufzustellen... 


Gewerkschaften zurücker- 
obern! 


Wie gesagt, du bist nicht der Einzige. 
Das ist ja das tolle an der Betriebs- und 
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Streikführer auf Balkon während einer Versammlung. Gary, Indiana, 1919 (wikipedia.de) 
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Gewerkschaftsarbeit, es gıbt eigentlich 
überall Leute die genauso denken wie du 
und nur darauf warten, dass etwas in die 
Gänge kommt. Doch was? Was uns alle 
eint, sind die Forderungen, mit denen wir 
gemeinsam auftreten können. Diese sind 
2.B.: 


» Klassenkampf statt Sozialpartner- 
schaft! Für eine kämpferische Gewerk- 
schaft, die die Interessen der Kolleg 
innen bis zum bitteren Ende vertritt 
und keine faulen Kompromisse 
eingeht! 


» Fürdiejederzeitige Wähl- und Abwähl- 
barkeit aller hauptamtlichen 
Funktionäre! Für die Anpassung ihrer 
Gehälter an einen durchschnittlichen 
Facharbeiterlohn! 


REVOLUTION 
Zeitungs-Archiv 


Du hast die letzte Ausgabe 
der REVOLUTION-Zeitung ver- 
passt? Du interessierst dich 
für eine alte Ausgabe? Frag. 
einfach nach, wir helfen 
dir weiter! 

redaktion@onesolutionrevolution.de 


Gewerkschaften 





» Für die Erkämpfung des Rechts auf 
politische Streiks, letztlich dem Recht 
auf Generalstreiks, um zum Beispiel 
gegen die Rente mit 67, gegen Hartz IV, 
gegen die Kriege in Afghanistan, 
Kosovo oder für bessere Bildung 
kämpfen zu können! 


» Eigene Entscheidungsgewalt für alle 
Jugendgremien, wenn es um Themen 
geht, die uns was angehen! Für vom 
Vorstand unabhängige Jugendstruk- 
turen! 


Wir müssen versuchen eine innergewerk- 
schaftliche Bewegung von Basiısaktiv- 
isten aufzubauen, die sich der Politik der 
sozialdemokratischen DGB-Führung ent- 
gegenstellt und diese zwingt, Politik für 
die Mitglieder, und nicht für sich selbst, 
zu machen. Wir brauchen eine klassen- 
kämpferische Basısopposition, die es sich 
zur Aufgabe macht, die Gewerkschaften 
wieder zu Kampforganen der Arbeiterk- 
lasse zu machen, die in den Händen der 
Arbeiter innen liegt und nicht ın den 
Händen von Bürokrat_ innen! 


Klar, das wird natürlich nicht einfach. Die 
DGB und Teilgewerkschaftsführung aus 
SPD, LINKE und zum Teil sogar Grünen 
wird sich einiges einfallen lassen, um 
uns das Leben schwer zu machen. Doch 
zeigt das nur eines — dass sie Angst vor 
ihrer eigenen Basıs haben. Eine gewerk- 
schaftliche Basısbewegung, die Druck 
erzeugen kann, kann nämlich auch dazu 
übergehen die Bürokratie zu entmachten 
und demokratische Strukturen auf der 
oben genannten Grundlage aufbauen. 
Dies wäre der Untergang für die reformi- 
stischen Verräter und die Geburtsstunde 
für eine Zeit, in der Tarifauseinanderset- 
zungen wieder Tarıfauseinandersetzun- 
gen sind, und der Klassenkampf wieder 
Einzug ın den Fabriken hält. 


The workers united 
will never be defeated! 
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Chilenischer Winter 


Schüler- und Studentenproteste erschüttern die Regierung 


— 


SEIT Anfang Juni erschüttern 


Schüler- und Studentenproteste Chile. Sie 
bringen die Missstände der starken Pri- 
vatisierung der Bildung zum Ausdruck, 
die unter dem Diktator Pinochet forciert 
wurde. In Chile gibt es seit langem keine 
nationalen Standards für Schulen, so sind 
in den Armenvierteln die Schulen in ei- 
nem katastrophalen Zustand, während die 
Schulen in den Reichenvierteln in äußerst 
gut ausgestattet sind. Die meisten reichen 
Kinder gehen jedoch eh ım Ausland zur 
Schule. Ein Großteil der Universitäten ist 
privat. Diese geben zwar vor, nicht profi- 
tabel zu sein, verweigern aber trotzdem 
Neuinvestitionen in die Universitäten, so- 
dass diese langsam verfallen. 


Dagegen formiert sich nun, nach den 
massiven Protesten von 2006, erneuter 
Widerstand. Neben den teilweise riesigen 
Schülerstreiks in Chile gab es auch viele 
kreative Aktionen. So tanzten im August 
hunderte Jugendliche, die wie Michael 
Jackson ım Video „Thriller“ verkleidet 
waren, vor dem Parlament, um auf ihre 
Forderungen nach 1,8 Millionen Dollar 
mehr im Bildungsbereich aufmerksam 
zu machen. Andere hingegen spielten 
einen gefakten Massenselbstmord nach, 
um die miserablen Zukunftsperspektiven 
von Jugendlichen darzustellen. Eine der 
medial wirksamsten Aktionen war die 
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Besetzung eines Fernsehsenders, um im 
ganzen Land auf die tot geschwiegenen 
Proteste aufmerksam zu machen. Aber 
vor allem ernstere Formen des Protestes, 
wie Schulbesetzungen und mehrwöchige 
Hungerstreiks finden in Chile statt. 


Am 9. August gingen über 150.000 Ju- 
gendliche und Lehrer auf die Straßen. Die 
Antwort von der Regierung war der Ein- 
satz der Polizei, die mit Wasserwerfern, 
Tränengas und über 273 Verhaftungen ge 


gen die Demonstranten vorging. Doch die 
Proteste, die von über 80 Prozent der Bev- 
ölkerung unterstützt werden, dehnen sich 
weiter aus! Immer mehr stellen sich offen 
gegen die „neoliberale“ Politik Chiles, 
die dort seit Pinochets Machtübernahme 
in den 70ern herrscht. Ab dem 24. August 
fand ein 48-stündiger Generalstreik statt, 
zu dem neben Jugend- und Studentenor- 
ganisationen etliche Gewerkschaften auf- 
gerufen hatten. 


Die Reaktion des rechten Präsidenten 
Chiles, Sebastian Pifera, ıst mittlerweile 
eine Mischung aus Reformversprechen 
und scharfer Repression, der mittlerweile 
auch ein Jugendlicher zum Opfer fiel. Die 
Bewegung, die sich am Beispiel des ara- 
bischen Frühlings, „Chilenischer Winter“ 
nennt, muss jetzt zu ernsteren Mitteln 





greifen! Jetzt geht es nicht mehr nur um 
politischen Druck. Es geht um einen un- 
befristeten Generalstreik, der die Forde- 
rungen im Bildungsbereich erfüllen kann 
— Ein Streik, der die Arbeiter innen, die 
gesamte Jugend, die Armen aus den Ar- 
menvierteln und die ländliche Bevölker- 
ung einbezieht, um die Kürzungs- und 
Privatisierungspolitik im Gesundheits-, 
Bildungs- und Soziıalsystem zu beenden! 
Letztlich können diese Forderungen nur 
zu Ungunsten der jetzigen Regierung, 
die gestürzt werden muss, und der Kapi- 
talistenklasse Chiles umgesetzt werden. 
Diese Tatsache wirft nicht nur die Frage 
von Reformen auf, sondern auch, wer in 
Chile herrschen soll — das Kapital oder 
die Arbeiterklasse, im Bündnis mit der 
kämpferischen Jugend, der städtischen 
Armut und der Landbevölkerung? Ein 
unbefristeter Generalstreik wird diese 
Frage unweigerlich aufrufen und die Ju- 
gend- und Arbeiterbewegung muss da- 
rauf vorbereitet sein, sie zu ihren Gunsten 
zu lösen! 


Wir rufen daher zur vollen Solidarität 
mit der chilenischen Jugend- und Ar- 
beiterbewegung auf! Die europäische 
Bildungs- und Jugendbewegung muss 
den Kampf der Chilenen bedingung- 
slos unterstützen! 


Soziale Kämpfe 





Ausschreitungen in Großbritannien 
Ein Land vor Entscheidungen 


Ein Artikel von Georg Sax 





London North, 13.08. 2011, Demonstration für soziale Gerechtigkeit unter dem Motto: „give our kids a future”. 


AM Donnerstag den 04. August 


wurde der 29-jährige Familienvater Mark 
Duggan von der Polizei in Tottenham er- 
schossen. Kurz darauf behauptete die Po- 
lizei, dass sie Mark, in einer Schießerei, 
aus Notwehr erschossen hätte. Als „Be- 
weis“ legte sie ein Funkgerät mit einer 
eingeschlagenen Kugel im Gehäuse vor. 
Wie sıch später herausstellen sollte, gab es 
keine Schießerei. Es gab keine Notwehr. 
Der Einschlag in dem Funkgerät wurde 
nachträglich durch eine Feuerwaffe der 
Polizei verursacht! Mark Duggan wurde 
mit zwei Schüssen in Brust und Schulter 
kaltblütig ermordet. 


Die Gemeinde, aus der Mark stammte, 
organisierte daraufhin am Samstag, 
den 06. August eine Demonstration zur 


örtlichen Polizeistation in Tottenham. 
Sie glaubte den Lügen der Polizei über 
Mark Duggan’s Tot nicht. Als auf der 
Demonstration vor der Polizeistation ein 
16-jähriges Mädchen von einer Gruppe 
Polizisten brutal zusammengeschlagen 
wurde, eskalierte die Situation. 


Der unartikulierte Ärger brach sich in 
Ausschreitungen seine Bahnen! Während 
der „London Riots“, die sich auf Städte, 
wie Birmingham, Leeds, Manchester, 
Bristol und Nottingham ausweiteten, 
wurden Polizeistationen, aber auch 
Wohnhäuser in Brand gesetzt. Läden und 
Supermärkte wurden geplündert und es 
kamen vier weitere Menschen, drei in 
Birmingham und einer ın London, um ihr 
Leben. Während auch kriminelle Gangs 


ın die Geschehnisse verwickelt waren, 
waren die „Riots“ vor allem ein Ausdruck 
von Wut und der Armut vieler Jugendli- 
cher ın den Arbeitervierteln. Dazu meinte 
Simon Hardy, Mitglied von Workers 
Power (UK) „Die Situation der Jugendli- 
chen und der Arbeiter in Großbritannien 
war bereits vor der Krise schlecht. Doch 
durch die Kürzungen und die unsoziale 
Politik der Konservativ-Liberalen Koali- 
tion ist sie unerträglich geworden. Die 
jetzigen Ausschreitungen sind keine Ant- 
wort auf die Probleme. Aber sie drücken 
sie aus!“ 


So wurden in den Abteilungen des 
öffentlichen Dienstes mindestens 40% 
des Budgets gekürzt. Über 150.000 Be- 
schäftigte werden noch ın den nächsten 
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Monaten ihre Jobs im öffentlichen Sek- 
tor verlieren. Was sie dann erwartet, ist 
ein ungefähres Arbeitslosengeld von 70 
Pfund in der Woche. Verglichen mit den 
geschätzten 85 Milliarden Pfund, die die 
Regierung in den nächsten vıer Jahren 
einsparen will, erscheinen die 100 Mil- 
lionen Pfund Schaden, die durch die ‚,Ri- 
ots“ verursacht wurden, daher beinahe 
lächerlich. 


Die Reaktionen der Medien, der Regier- 
ung und der Polizei waren wie erwartet, 





Ein Bewusstsein, dass begreift, dass Po- 
lızei und Regierung nicht die Freunde ım 
Alltagsleben der Bevölkerung sind. In 
einer anderen Stadt, wo zwei Jugendli- 
che zu „Riots“ aufgerufen hatten (es 
fanden danach keine Riots statt) wur- 
den die beiden zu vier Jahren Haftstrafe 
verurteilt, während die Polizisten, die 
zu Morden an politischen Aktivisten der 
Antı-Krisen-Bewegung aufgerufen hat- 
ten, immer noch unbehelligt ihrem „Job“ 
nachgehen. 


f z _! 
- Te 


ist eine Kultur, die Rechte fordert, aber 
nicht über Verantwortung spricht. Eine 
Kultur, die Gewalt verherrlicht und keine 
Autoritäten kennt.“ 


Diese Rede war purer Hohn, wenn man 
daran denkt, dass es die britische Regıer- 
ung ist, die Krieg in Afghanistan und Irak 
führt. Ihre Polizei hat seit 1990 knapp 
1000 Tote zu Verantworten. Ihre Politik 
ist eine Politik der Kürzungen, eine Poli- 
tik der Gewalt. Sıe wıll die Rechte der 
Arbeiter innen und der Jugend zerschla- 





Die Ausschreitungen in London im August 2011: Doppeldecker-Bus brennt, Geschäfte werden geplündert, Brände gelest. Am 13.8 zieht eine 


Demo durch London-North. (Fotos 1-2: wikipedia.de, Foto 3: flickr.com, George Rex, Foto 4: REVOLUTION Germany). 


aber dennoch erschreckend! Anstatt über 
die Hintergründe der Ausschreitungen 
zu reden, beschäftigte man sich damit, 
die Jugend als verwahrlost und die Plün- 
derer als Tiere darzustellen. Ein britischer 
Historiker ging soweit, zu behaupten, 
dass das Problem die „Weißen seien, die 
schwarz geworden wären“. Kurzerhand 
wurde, zum ersten mal in der Geschichte 
Englands, der Einsatz von Wasserwer- 
fern und Gummigeschossen gestattet. In 
Regierungskreisen dachte man sogar über 
den Einsatz des Militärs nach. Die Ak- 
tionen der Regierung waren keinesfalls 
zum Schutz der Bevölkerung gedacht, 
sondern der Wahrung des Gewaltmo- 
nopols des Staates und der Sicherung des 
bürgerlichen Privateigentums. 


In Brixton, wo die Erinnerung an die dor- 
tigen Ausschreitungen der 80er noch tief 
im Bewusstsein der Gemeinde verankert 
war, in deren Folge über 80% der Haus- 
türen durch die Polizei bei Hausdurchsuc- 
hungen eingetreten wurden, verweigerten 
die Einwohner der Polizei den Eintritt zu 
ihrem Stadtteil, indem sie sich mit der 
Aussage „Well handle it our own!“ ver- 
barrikadierten. 


12 one solution, revolution! 


Eines ıst klar — Die Ausschreitungen 
haben England verändert. Wir lehnen 
entschieden die reaktionäre Stimmungs- 
mache der Politiker ab! Nichtsdestotrotz 
sind wir der Meinung, dass die Plünde- 
rungen und die Ausschreitungen keine 
Antwort auf die jetzigen Verhältnisse 
darstellen! Sie waren ein Ausdruck der 
Verzweiflung, zum Teil waren sie auch 
kriminell motiviert. Die große Gefahr ist 
jetzt aber, dass die Arbeiterklasse durch 
die Stimmungsmache gespalten wird. 
Nicht zuletzt, weil sich Labour (britische 
Arbeiterpartei) und viele Gewerkschafts- 
führer, ın dieser Frage, auf die Seite der 
Regierung stellen. Sie wollen den Zusam- 
menhang zwischen Polizeigewalt, Kür- 
zungen, Verarmung und den Ausschrei- 
tungen nicht sehen. 


Die Führer der Bürgerlichen sehen den 
Zusammenhang. Und sıe versuchen ihn 
zu verschleiern. Ihre Antwort ist — Gen- 
eralangriff auf die Rechte der Arbeiter- 
klasse! Ein Angriff, der nicht nur in 
Großbritannien forciert wird, sondern der 
überall in Europa von statten geht. David 
Cameron meinte dazu: „Es geht nicht um 
Armut, es geht um Kultur. Das Problem 


gen und beklagt sich über den fehlenden 
Respekt dafür. Und zuletzt behauptet 
sie, das die wahren Schuldigen nicht die 
Regierung, sondern die Arbeiter und 
Jugendlichen, mit einer verrohten Kultur, 
wären. 


Dennoch war die Rede ein gefährliches 
Zeichen. Ein Zeichen dafür, dass die 
Regierung die Kürzungen und sozialen 
Angriffe durch repressive Gesetze und 
ausgeweitete Polizeibefugnisse, un- 
ter dem Vorwand der Ausschreitungen, 
schützen will. Die konservative Innen- 
ministerin Theresa May hat zum Beispiel 
über Ausgangssperren für Jugendliche 
unter 16 Jahren ab 21 Uhr nachgedacht. 
Das würde praktisch bedeuten, dass Ju- 
gendliche kaum noch zu politischen Tref- 
fen oder Demonstrationen gehen könnten, 
geschweige denn feiern zu gehen oder 
sich mit Freunden zu treffen. 


Unsere Antwort muss die geeinte Aktion 
der Arbeiterklasse und der Jugend sein. 
Die gemeinsame Aktion gegen die Kür- 
zungen, gegen den Versuch, die Befug- 
nisse der Polizei auszudehnen und repres- 
sive Gesetze durchzusetzen. In diesen 
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Riot Police, 8. August 2011, Lewisham (Foto: wikipedia.de/flickr.com, Stuart Bannocks). 


Kampf müssen die Arbeitergemeinden 
und vor allem Parteien wie Labour, sowie 
die Gewerkschaften integriert werden. 
Zwar werden sich ıhre reformistischen 
Führer, wie Ed Milliband, verweigern. 
Sie werden sogar versuchen den Kampf 
zu manipulieren. Aber letztlich geht es 
darum die Klasse in den gemeinsamen 
Auseinandersetzungen für revolution- 
äre Forderungen und eine kämpferische 
Praxis zu gewinnen. 


In diesem Kampf kann und darf sich die 
Arbeiterklasse nicht auf die Polizei verlas- 
sen. Sie braucht eigene Schutzorgane - Sei 
es auf Demonstrationen, bei Streiks oder 
im eigenen Stadtbezirk, wenn die eigene 
Infrastruktur gefährdet ıst. Die Brix- 
toner haben das, wenn auch unbewusst, 
begriffen. Die Arbeiterbewegung, die 
Jugendlichen und alle Betroffenen, müs- 
sen das begreifen, wenn sie ım Herbst, 
in einer erneuten Welle von Demonstra- 
tionen, Streiks und Massenversammlun- 
gen — letztlich einem dringend notwen- 
digen Generalstreik, der die Regierung 
und ihre Kürzungen stürzen kann — in 
die Konfrontation mit der Regierung und 
dem Staat geraten. 


Wir schlagen daher folgende 
Forderungen vor: 


» Gegen Polizeigewalt — Nein zu Gum- 
migeschossen, Wasserwerfern, Aus- 
gangssperren, berittenen Einheiten und 
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Stunde! 


»Für die entschädigungslose Verstaatli- 
chung von Unternehmen, die Standorte 
schließen oder ihre Belegschaft entlas- 
en unter Arbeiter _innenkontrolle! 


»Vertreibt die Faschist innen! Die 
„White Shirts“ der faschistischen Engl- 
ish Defense League schützen die 
Arbeiter _innenviertel nicht. Sie suchen 
sie mit Gewalt und Rassısmus heim! 





Polizeirazzıen ın den Arbeitervierteln! 


» Für Selbstverteidigungskomitees gegen 
Polizeigewalt, Kriminalität und Plün- 
derung, die von den Gemeinden und 
der lokalen Arbeiterbewegung kontrol- 
liert werden! 





» Schluss mit dem perversen Aburteilen 
der Festgenommenen, kein Vertrauen 1+----------------------------------- 
in die Polizei und die bürgerlichen 
Gerichte! Für die Aufklärung der 
Morde und Verbrechen, durch unab- 
hängige Komitees, die durch die 
Gemeinden, Angehörigen und die 
Arbeiterbewegung geleitet werden! 


REVOLUTION 
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Kontakte REVOLUTION 


»Bekämpft die Ursachen für Armut und 
Rassismus — Für Massenversammlun- 
gen, Demonstrationen, Streiks und 
einen unbefristeten Generalstreik der 
Arbeiter innen und ıhrer Organisa- 
tionen gegen Kürzungen, Armut und 
Arbeitslosigkeit! Für die Organisation 
der Arbeitslosen ın den Gewerkschaften! 


germany@onesolutionrevolution.de 
redaktion@onesolutionrevolution.de 

oder direkt: [stadt]@onesolutionrevolution.de 
Berlin >>> Freiburg >>> Hamburg 


Kassel >>> Stuttgart 


Keine Gruppe in deiner Nähe? Wir helfen dir 
eine Gruppe bei dir zu gründen! Mehr Infos 
siehe Seite 25 


»Für Investitionen in den Ausbau der 
Infrastruktur, von Schulen, Kranken- 
häusern, Kultur- und Sporteinrich- 
tungen, sowie den Bau von sozialen 
Wohnhäusern! Finanziert durch die 
Besteuerung der Reichen und kontrol- 
liert durch Komitees der Anwohner _ 
innen und Organisationen der Arbeiter 
bewegung! 


Schreib uns! 
www.onesolutionrevolution.de 
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»Teilt die Arbeit auf alle Hände auf! Für 
einen Mindestlohn von 10 Pfund in der 
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IDC — Internationale Delegiertenkonferenz 


VoM 05. bis 08. August 2011 


fand die internationale Delegiertenkon- 
ferenz von REVOLUTION, die alle zwei 
Jahre tagt, in London statt. Auf unserer 
Konferenz, die über die wichtigsten poli- 
tischen und wirtschaftlichen Weltere- 
ignisse diskutierte, um die Schlussfolger- 
ungen für unsere tagtäglichen Kämpfe, 
sowie unseren Organisationsaufbau zu 
ziehen, waren über 30 Genoss_ innen aus 
Österreich, Großbritannien, Deutschland 
und Schweden anwesend (und Mario). 
Leider konnten unsere Genoss_ innen aus 
Sri Lanka, Nepal und Pakistan aufgrund 
der rassistischen Einwanderungsbestim- 


mungen der EU, die wir aufs tiefste ver- 
urteilen, nicht teilnehmen! 


Trotz dieses Mangels war die Konferenz 
ein großer Erfolg! Neben ausführlichen 
Diskussionen über die Krise, die Sparpa- 
kete, die Aufstände im arabischen Raum 
und den Widerstand in Europa, sowie die 
Situation in den Halbkolonien, konnten 
wir auch eine positive Bilanz unseres 
eigenen Organisationsaufbaus ziehen. 
Wir nahmen ein Aufgabenpapier für die 
kommenden Kämpfe an und wählten eine 
neue internationale Leitung. Der Höhe- 
punkt unserer Konferenz war die An- 


nahme unseres neuen Manifestes, das 
einen besonderen Schwerpunkt auf die 
Krise des Kapitalismus und den weltweit 
erneut auffllammenden Widerstand setzt. 


Zum Ende sangen wir gemeinsam „die 
Internationale“, mit dem Bewusstsein, 
dass große Aufgaben, aber auch große 
Chancen vor unserer Organisation liegen! 


Vorwärts zu einer neuen Jugendinter- 
nationale, Vorwärts zu einer kommu- 
nistischen fünften Internationale, Vor- 
wärts zur Revolution! 


Sommer, Sonne, Sozialismus — 
das war unser diesjähriges, internationales Sommercamp 


tion ® www.onesolutionrevolution.com 
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Das diesjährige internationale 


REVOLUTION Sommercamp fand vom 
8. bis zum 12. August in der nähe Lon- 
dons statt. Insgesamt waren mehr als 
80 Genoss innen aus Großbritannien, 
Schweden, Österreich, der Slowakei und 
Deutschland anwesend. Tagsüber gab es 
ein vielfältiges Workshop-Programm. 
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Die Workshops reichten über den Aufbau 
von Schulstreikkomitees, Augenzeugen- 
berichte vom Tahrir Platz in Kairo bis hin 
zu Diskussionen über die Krise des Kapı- 
talismus oder die Befreiung Palästinas. 
Außerhalb der Workshops nutzten Viele 
die Möglichkeit der Sport- und Freizeit- 
angebote des Campinggeländes. 


Täglıch verfolgten wir die Ereignisse 
der „Riots“ in London und diskutierten 
darüber Campplenum. So verabschie- 
deten wir zum Beispiel eine Resolution 
und einen internationalen Bündnisaufruf, 
gegen Polizeigewalt und über die Um- 
stände der britischen Jugend. Da wir als 
Jugendorganisation natürlich auch gerne 








feiern, wurden abends am großen Lager- 
feuer oder im Gemeinschaftszelt Party 
gemacht. Am Donnerstag war „Broken 
Dialect“, eine antıkapitalistische Hip- 
Hop Crew, zu Gast und danach Dj's, die 
für uns auflegten. 


Das Camp bot viel Raum für Mitglieder, 
Sympathisanten und Kontakte, um poli- 
tische Diskussionen zu führen, aber auch, 
um neue Freundschaften zu schließen. 
Wir gehen daher nicht nur gestärkt aus 
dem diesjährigen Sommercamp in Lon- 
don, sondern freuen uns vor allem auf 
das nächste internationale Sommercamp 
in zwei Jahren, dass wahrscheinlich in 
Österreich stattfinden wird. 


REVOLUTION 


auf facebook ' 
Natürlich gibts REVOLUTION Deutsch- ! 
land auch auf facebook. Einfach als | 
friend adden und up to date sein! Auch ! 
unsere Ortsgruppen sind online! | 
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Nationaler Antikriegstag 


der Faschisten in Dortmund behindert! 


Ein Artikel von Ninjana Berger / Arbeitermacht 
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Wir haben es wieder getan! 
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mistische Schätzungen sprechen von bis 
zu 10.000 — AntifaschistInnen waren 
am Samstag, dem 3. September nach 
Dortmund gereist, um dort den alljährlı- 
chen nationalen Antikriegstag der Fas- 
chisten zu verhindern. Die Polizei hatte 
im Vorfeld versucht, mit Werbekampag- 
nen das Blockadeziel der verschiedenen 
Bündnisse zu diskreditieren — gegen 
den erklärten Willen der ortsansässigen 
Bevölkerung, welche die Blockade des 
Naziaufmarsches unterstützte. 


Abgeriegelter Bahnhof 


Nachdem im letzten Jahr noch bis um 
11.00 Uhr die endgültige gerichtliche 
Genehmigung abgewartet werden musste, 


fand diesmal der Aufmarsch von vornher 
ein ım „rechtssicheren Bereich“ statt 
— ım abgesteckten Terrain, der „roten 
Zone“, und dem eigens abgeriegelten 
Bahnhof. Auch Bahnhöfe 50 km vor 
Dortmund waren von Bundespolizisten 
belagert. Sämtliche Einfallstraßen und 
die komplette Nordstadt Dortmunds 
waren abgeriegelt und nur nach massiven 
Kontrollen passierbar. 


Der Dortmunder Hauptbahnhof, wie 
immer Nadelöhr der per Bahn anreisen- 
den AntifaschistInnen, aber auch der 
Treff- und Sammelpunkt der Faschisten, 
glich schon in den Morgenstunden einer 
Festung. Die Professionalität der Bunde- 
spolizei hielt sich allerdings in engen 
Grenzen, Bildungsdefizite über politische 
Zusammenhänge taten ihr übriges. Hatten 


sıe die Zielvorgabe, die Anreisenden in re- 
chts, links und unpolitisch zu trennen und 
zu den jeweiligen Ausgängen zu geleiten, 
so war es erfahrenen GenossInnen ohne 
große Mühe durchaus möglich, diese 
Hürde zu umgehen. Weniges konnte an 
diesem Tag unbefriedigender sein, als auf 
der Stadtsüdseite getrennt durch Bahn- 
damm und bullenversperrte Tunnel, nicht 
mal in die Nähe der Demarkationslinie 
zu gelangen. 


Die von den Bündnissen markierten Süd- 
Treffpunkte nebst der angekündigten Op- 
tion, zu angemeldeten Kundgebungen auf 
die Nordseite gelangen zu können, war in 
Anbetracht der gesammelten Kampfer- 
fahrung wenig motivierend. Zu oft schon 
ging diese vermeintliche Taktık im Sinne 
der Cops und der Faschisten auf. Sich in 
der Situation auf seine demokratischen 
Rechte zu berufen, zu einem angemelde- 
ten Kundgebungsort gelangen zu dürfen, 
ist fast unmöglich. 


Schließlich schafften es tausende Anti- 
faschistInnen aber, auf die Nordseite zu 
gelangen, an den sich hinter massivem 
Polizeischutz sammelnden Faschisten 
vorbeizukommen und über die VVN- 
BDA-Kundgebung am Kino Richtung 
Park zu ziehen, wo bereits hunderte 
AntifaschistInnen auf den Einsatz war- 
teten. Der erste Durchbruchversuch in 
Richtung des angrenzenden Häuserblocks 
scheiterte am massiven Polizeieinsatz. 
Nach kurzer Sammlung ging es dann ent- 
lang der „roten Zone“ bis zum Endpunkt 
der Nazıkundgebung, lautstark, kämp- 
ferisch und mit ein paar Sprinteinlagen 
durch die noch freien Straßen der Dort- 
munder Nordstadt. 


Fortschritte und Probleme 


Hier war ein wirklicher Fortschritt der 
Koordination und Aktionsbereitschaft 
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gegenüber dem letzten Jahr auszum- 
achen. Dort, wo keine zusammengezo- 
genen Bullenwannen die Absperrungen 
verstärkten, begann nach dem Ablaufen 
der Strecke nun auch ein erster ambitio 
nierter Durchbruchversuch. Doch wegen 
der Schwäche und der schlechten Ausrüs- 
tung der ersten Reihen konnten die Bullen 
nach massiven Pfeffersprühduschen den 
Angrıff vereiteln. 


So hielt die Polizei zumindest an einigen 
Standorten die AntıfaschistInnen unter 
Kontrolle. Doch nun zeigten sich die Fe- 
hler der politischen Führung der Aktion. 
Einerseits gab sie sich verbalradikal, an- 
dererseits fehlte es an einer konsequenten 
organisatorischen Umsetzung. All das 
mündete schließlich darin, dass eine 
große Anzahl von AntifaschstInnen noch 
während des Nazıaufmarsches aus der 





Aufruf der Gruppe Arbeitermacht Kassel und REVOLUTION Kassel 


IN Kasselregt sich Widerstand gegen 
eine verstärkte Präsenz von Nazis in der 
Innenstadt. Ein Bündnis gegen Rechts in- 
demREVOLUTION Kassel und Arbeiter- 
macht Kassel mitarbeiteten hatte eine 
große Demonstration geplant. Von 
REVOLUTION und Arbeitermacht 
wurde ein Aufruf-Entwurf für das Bünd- 
nis vorgelegt. 


Man konnte sich nicht einigen, schlus- 
sendlich intervenierte der DGB und 
übernahm die Führung ım Bündnis. 
Vom besagten Bündnis wurde ein re- 
formistischer und völlig nichtssa- 
gender Aufruf ala „bunt statt braun“ 
vorgelegt. Daraufhin waren wir einen 
eigenen Aufruf verfasst und konnten die 
SDAJ Kassel, DKP Kassel und den SDS 
Kassel dafür gewinnen. Im folgenden 
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Nordstadt, wo die Nazis laufen wollten, 
durch einen eigens geöffneten Tun- 
nel in die Südstadt abwandern „durfte“. 
Das dazu führte, dass weder das Ende 
des Aufmarsches noch der Abtransport 
der Nazıs massıv gestört oder behindert 
wurden. Diese Entwicklung führte außer- 
dem zu einer massiven Entsolidarisier- 
ung mit den zurück gebliebenen und 
später eingekesselten AntifaschistInnen, 
da diese weder aus dem Kessel befreit 
werden konnten, noch der Druck auf die 
Bullen erhöht wurde. Daher müssen wir 
daraus Konsequenzen ziehen und eine sol- 
che Führung zukünftig in Frage stellen, 
indem verbindliche, demokratisch legiti- 
mierte Koordinierungsorgane geschaffen 
und Absprachen getroffen werden, die ein 
kämpferisches und zielorientiertes Han- 
deln sicherstellen. Besondere Anerken- 
nung gebührt jenen AntifaschistInnen, 


Wehret den Zuständen 


Nazis und Rassisten aufmischen 
— in Kassel und überall! 


dokumentieren wir unseren Aufruf zur 
Antıfa-Demo am 17. September 2011 und 
darüber hinaus. 


Kasseler Nazipack! 


In den letzten Monaten ist es in Kassel, 
unter anderem in der Nordstadt und am 
Königsplatz, zu vermehrten Öffentlichen 
Auftritten und Bedrohungen von Pas- 
santInnen durch Neonazis gekommen. Es 
gab sowohl verbale als auch körperliche 
Einschüchterungsversuche und Attacken 
gegen vermeintliche MigrantInnen und 
Linke und andere Personen. Die Präsenz 
von Neonazis in Kassel nımmt merklich 
zu. Das werden wir nicht dulden. 


Mit einer Demonstration am 17. September 
2011 gegen Faschismus, Rassismus und 


die sich schon am Vortag in die „rote 
Zone“ begeben hatten und sich nicht von 
der Blockadeaktion abbringen ließen. 
Dieses Engagement hat letztendlich zu- 
mindest zur Störung der Faschistenak- 
tion geführt, sıe stundenlang in der Sonne 
braten lassen und ihnen möglicherweise 
die Lust auf Dortmund versaut. 

Die Gewaltfrage wurde von den bürgerli- 
chen Medien genüsslich ausgebreitet. 
Nicht die massıven Attacken gegen An- 
tifaschistInnen und ıhr berechtigtes An- 
liegen standen im Focus der Berichter- 
stattung, nein, beklagt wird deren Kampf 
gegen das System, das Faschismus noch 
immer als letzte Karte in der Hinterhand 
hält, das faschistische Strukturen schützt 
und rassistische Gesetze umsetzt. 





y\ 
Antisemitismus setzen wir die Tradition 
des z.T. militanten Widerstandes, den es 
in Kassel seit Ende der 60er Jahre gegen 
Nazıs gıbt, fort. Es wäre nicht das erste 
Mal, dass Nazis versuchen, sich hier zu 
etablieren und dass entschiedener Wider- 
stand dieses verhindert. Um wen geht es? 
Bei den Tätern handelt es sich um eine 
ca. 10 bis 15 Personen starke Gruppe, die 
sich „Sturm 18" nennt. „Geistiger" An- 
führer ist der 36-jährige Bernd Tödter, 
Gründer des Sturm 18 ın Nordhessen und 
eines rechtsradikalen Internetforums. Ein 
weiterer ist der wegen Nazi-Vorwürfen 
im Mai diesen Jahres zurückgetretene 
Chef der Freiwilligen Feuerwehr Bet- 
tenhausen-Forstfeld Christian Wenzel, 
ın den 90er Jahren Aktivist von 
Blood and Honour. Der Freie Wid- 
erstand Kassel ist in der Öffentlich- 


Nazis und Rassisten 
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keit fährt zu Nazi-Aufmärschen, taggt 


Aufkleber menschenverachtenden 
Inhalts und betreibt Internetaktivität. 
Die Nazis sind neben ihrem menschen- 
verachtendem Gebaren bestrebt, die orga- 
nisierte ArbeiterInnenbewegung zu zer- 
schlagen, ıhr rassistisches, sexistisches, 
überwiegend homophobes und antisemi- 
tisches Weltbild gewalttätig ın die Tat 
umzusetzen — und dies mit bedrohlich 
steigender Tendenz. Doch diese offen- 
sichtlichen neofaschistischen Umtriebe 
sind nur die Spitze des Eisbergs. Mit der 
sich vertiefenden Krise des kapitalist- 
ischen Systems bedarf es zur Festigung 
von Herrschaft bekannterweise der Pal- 
ette ausgrenzender Konstruktionen. Dort 
schließt die Ideologie der Neo- und Alt- 
nazıs an. Die braunen Schläger beziehen 
ihre Selbstlegitimation aus dem alltäglı- 
chen strukturellen Rassismus und aus 
dem Rassismus der sogenannten Mitte 
der Gesellschaft. 


Was haben kapitalistische 
Krisen und Rassismus mit- 
einander zu tun? 


Sarrazın, Ex-Bundesbankvorstand und 
SPD-Mitglied, lieferte mit seinem Buch 
„Deutschland schafft sich ab“ ein Mus- 
terbeispiel für sozial-rassistische Hetze 
mit all ihren instrumentellen Funktionen. 
Die mediale Inszenierung, trotz zur 
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Schau gestellter Empörung, war Anknüp- 
fungspunkt für einen Diskurs über ‚Ras- 
senlehre“, „Sozialgenetik“ und Islam- 
hetze, über Faulheit, Unfähigkeit und 
Integrationsverweigerung. Ein Diskurs, 
der bestens geeignet war, die verordneten 
Sparpakete, die Abwälzung der Krisen- 
lasten auf sozial benachteiligte Gruppen 
ohne effektiven Widerstand durchzu- 
setzen und nebenbei die Schleusen für 
Hetze gegen Arbeitslose, MigrantInnen 
und Muslime quer durch die Republik 
zu Öffnen. Mit dem Ergebnis, dass sich 
alte und neue Nazis wieder einmal als die 
konsequente Fortsetzung der Meinung 
der Gesellschaft präsentieren können. 


Auch Kriege im Namen von Demokratie 
und Menschenrechten, Waffenlieferun- 
gen selbst an zutiefst menschenverach- 
tende und reaktionäre Regime, führen 
diese Logik fort. Dort setzen die Nazis 
mit ihren verlogenen Antikriegsparolen 
und vorgeblichem Antıkapitalismus an. 
Sind jedoch durchaus bereit, deutsches 
Blut für die Interessen des deutschen 
Imperialismus zu vergießen. Ihr prokla- 
mierter Antikapitalismus reduziert sich 
auf die Trennung in gutes, deutsches, 
schaffendes und kosmopolitisches, ‚jü- 
disches“, raffendes Kapital. Ganz ähnlich 
der Logik gesellschaftlich anerkannter 
oder selbsternannter Krisenkenner, die 
die kapitalistische Verwertungskrise der 
Gier der Manager und Banker oder den 
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Ratingagenturen in die Schuhe schieben 
und so ebenso von Ursache und Wirkung 
ablenken. 


Die kapitalistische Verwertungslogik 
drücktsich in einer rassistischen Asyl-und 
AusländerInnenpolitik aus. Flüchtlinge 
werden an den Grenzzäunen der Festung 
Europa abgewiesen, Tausende Menschen 
sterben jährlich bei dem Versuch, über 
das Mittelmeer nach Europa zu kom- 
men. Wer es trotzdem bis nach Deutsch- 
land schafft, doch dem deutschen Kapital 
nicht nutzt, wird in Abschiebeknästen, 
Lagern und AusländerInnenheimen unter 
unmenschlichen Bedingungen kaserniert 
oder sofort wieder abgeschoben. 


So scheint es für die Nazis nur logisch, 
Flüchtlinge vom „deutschen Boden“ 
fernhalten zu wollen. Das Motto „Die 
Nazis morden, der Staat schiebt ab 
“ hat erschreckende Immanenz. 
Also: Wer vom Faschismus redet, darf 
vom Kapitalismus nicht schweigen. Fas- 
chismus ist kein ‚„Betriebsunfall“, keine 
„Entgleisung”, er ıst auch nicht einfach 
ein „Verbrechen“, das mit moralischer 
Bewertung entsorgt werden kann. 


Von der moralischen 
Empörung zum politischen 
Widerstand. 


Faschismus ist eine politische Bewegung, 
die aus der Krise des Kapitalismus selbst 
erwächst. Das Versagens der Führung 
der ArbeiterInnenbewegung beschleunigt 
und verstärkt diesen Prozess. Die Funk- 
tion für den Kapitalismus besteht vor 
allem in der Zerschlagung der organisi- 
erten ArbeiterInnenbewegung. Er ist eine 
reaktionäre Massenbewegung, die das 
wild gewordene Kleinbürgertum unter tat- 
kräftiger Mithilfe des Lumpenproletariats 
bis hin zu den rückständigsten Schichten 
der Lohnabhängigen zum massenhaften 
Terror gegen die ArbeiterInnenbewegung 
mobilisiert. Die ArbeiterInnenorganisa- 
tionen müssen bei Strafe ihrer Existenz 
die braune Gefahr durch ihre eigenen 
Selbstverteidigungsorgane zurückschla- 
gen, über alle Partei- und Gewerkschafts- 
grenzen hinweg. Das ist Sinn und Wesen 
der Arbeitereinheitsfront. 
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Antifaschismus 





Es kann und darf von uns dabei nie Ver- 
trauen in den bürgerlichen Staat geben, 
dessen Polizeiapparat Faschisten schützt 
und den Widerstand bekämpft. Auf den 
bürgerlichen Staat und seine Exekutive 
sowie Rechtsprechung zu vertrauen, ja 
ihn zum Verbot der Faschisten aufzu- 
fordern, kommt nicht in Frage. 


Der Faschismus wird nicht 
durch Verbote bekämpft, 
sondern allein durch Taten. 


Der bürgerliche Staat hält sich die Fas- 
chisten als strategische Reserve. Es ist 
zu befürchten, dass diese bei Bedarf als 
Fußtruppe gegen die ArbeiterInnenklasse 
eingesetzt werden, dazu bieten sich die 
Faschisten an. Zudem beschäftigen sie 
permanent linke Zusammenhänge und 
Jugendliche und lenken damit von der 
Politik des Kapitals ab. 


Wir können uns nur auf uns selbst ver- 
lassen und organisieren den antifaschis- 
tischen Widerstand aus der Einheit der 
ArbeiterInnen, Arbeitslosen und Im- 
migrantInnen, der SchülerInnen und 
StudentInnen mit dem Ziel, Umtriebe, 
Aufmärsche, Versammlungen und Ak- 
tionen von Nazis zu verhindern, ihr Selb- 
stbewusstsein zu brechen und um die An- 
griffe der Faschisten gegen die Massen 
abzuwehren. 


Die Grundlage der anti- 
faschistischen Einheitsfront 


Dies kann nur durch eine Einheitsfront 
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“The Road to 
Revolution” 

Unser internationales 
Manifest, auf dessen 
Grundlage unsere Or- 
ganisatıon steht. 


www.onesolutionrevolution.de > Publikationen 


aus allen antıfaschistischen Kräften 
gelingen. Wir fordern die Führung der 
ArbeiterInnenbewegung, den DGB, die 
SPD und die Linke auf, sich mit ihrer Ba- 
sıs aktiv zu beteiligen. Organisieren wir 
demokratisch legitimierten Demonstra- 
tionsschutz gegen Angriffe von außen 
und Provokateure von innen. Planen wir 
militante Kundgebungen. Konstituieren 
wir ein Bündnis, dass eine strategische 
Planung entwickelt, die das Ziel verfol- 
st, mit handlungsfähigen Strukturen die 
Nazıs jederzeit an Versammlungen zu 
hindern. 


Begehen wir nicht die Fehler derradikalen 
Linken, die glaubt, ihre spezifische Form 
des Antifaschismus und Antikapitalis- 
mus durch besonders radikale Aufrufe 
verwirklichen zu können. Appelle und 
Forderungen an die Klasse der Lohnab- 
hängigen oder ihre Leitungsorgane kom- 
men darin nicht vor. Diese, wenn auch in 
Teilen, verständliche Ablehnung ist ın der 
Konsequenz ein großer Fehler. Die Re- 
formisten nicht in Boot zu holen, heißt die 
Massen nicht mit ins Boot zu holen. 


Wirksame Aktion braucht 
die überwältigende Meh- 
rheit der Lohnabhängigen, 
deren Organisationen und 
vitale Interessen die Nazis 
angreifen. 


DGB, SPD, Linke, Sozialverbände müs- 
sen auf die Straße. Dazu müssen mili- 
tante AntifaschistInnen aufrufen! Das 


müssen wir ihnen abverlangen. Und wir 
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brauchen organisierte Gegenwehr mit 
demokratischer Struktur. Antiautoritärer 
Klamauk taugt nicht. Wachsende Teile 
der Nazis sind organisiert und damit ım 
Vorteil. Wer sich jetzt noch damit zu- 
frıedengibt, sich unter dem Deckmantel 
der individuellen Freiheit auf die Szene 
zurückzuziehen und sich womöglich 
noch in ihr wohl zu fühlen, unfähig der 
Organisation und unfähig, Massen- 
kräfte ins Boot zu ziehen, der riskiert 
bei Strafe seines Untergangs im mit- 
tleren Zeitabschnitt gegenüber den Fas- 
chisten hoffnungslos in der Minderheit zu 
sein. Wer diese Erkenntnisse nicht wah- 
rnımmt, nımmt zwangsläufig in Kauf, 
den Nazis das Terrain zu überlassen. 


Um uns gegen Nazis effektiv verteidi- 
gen zu können, brauchen wir Arbeiter- 
milizen, d. h. Selbstschutzverbände aus 
GewerkschafterInnen, SPDlerInnen, 
Linken, MigrantInnen, StudentInnen, 
der Jugend, revolutionären MarxistIn- 
nen und der radikalen Linken. Gelingt es 
den organisierten Kräften, die Faschisten 
in ihre Schranken zurückzuweisen, ihre 
Strukturen zu zerschlagen, dann wird 
umso leichterer der Weg geöffnet für den 
strategischen Sieg über das Kapital. 


Alle Macht den Räten. 
Wehret den Zuständen! 
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AM 18. September sind die Wahlen 


zum Abgeordnetenhaus, dem Berliner 
Parlament. Viele von uns fragen sıch, wen 
sie wählen wollen. Ob sie wählen sollten 
oder wählen würden, wenn sie könnten. 
Kurz vor der Wahl beginnen alle bürgerli- 
chen Parteien in ungewohnter Manier, 
um die Gunst des Wählers zu streiten. 
Streiten scheint der richtige Ausdruck zu 
sein, wenn man sich die hitzigen Debatten 
anschaut, die auf allen Ebenen ausgetra- 
gen werden. Keine Zeitung, keine Straße, 
keine Unterhaltung in der Öffentlichkeit 
kommt ohne die Diskussion zwischen 
den Parteien aus. Doch wie sehr unter- 
scheiden sie sich wirklich, für welche 
Politik stehen diese Parteien? Vertreten 
sie tatsächlich die Interessen von uns Ju- 
gendlichen? 


Unsere Probleme... 


Gerade als Jugendliche sind wir besonders 
gerne im Fokus der Parteien, im positiven, 
wie ım negativen Sinne. Trotz den Ver- 
sprechen unsere Probleme zu lösen, die 
jede Wahl von neuem gemacht werden, 
haben wir immer noch eine ganze Menge 
davon. Der öffentliche Nahverkehr, mit 


dem wir täglich zur Schule, zu Freunden 
oder unserem Lieblingsclubunterwegs 
sind, wird immer teurer. Jetzt soll er 
auch noch privatisiert werden! Das glei- 
che gilt für die meisten Dinge in unserem 
Alltag, wie zum Beispiel unsere Mieten. 
Besonders diejenigen von uns, die bereits 
für die eigene Miete aufkommen müs- 
sen, wissen wie hart das ist! Vor allem, 
wenn man als Aushilfskraft, Auszubil- 
dender oder arbeitsloser Jugendlicher in 
Berlin lebt, spürt man unsere Probleme 
besonders scharf. Wenig Arbeitsplätze, 
niedrige Löhne, unterfinanzierte Bildung, 
geschlossene Jugendclubs, teure Preise in 
Clubs und Supermärkten, eine Polizei die 
uns schikaniert und immer mehr Priva- 
tisıerung - das sind unsere Probleme! 


CDU und FDP, kein 
Versprechen, sondern 
eine Drohung! 


Die CDU wirbt mit „Sicherheit“ und dem 
einfallsreichen Satz „Damit sich was 
ändert“. Zusammen mit der FDP, die in 
den Umfragen gerade die zwei Prozent- 
marke knackt, versucht sie sich als Par- 
teı des wirtschaftlichen Fortschritts zu 


Haben wir eine Wahl? 


Abgeordnetenhauswahl in Berlin 


verkaufen. Vor allem aber als Partei, die 
mal richtig „durchgreift“! Sie verspricht 
Härte und Kompromisslosigkeit ge- 
genüber immer krimineller werdenden 
Jugendlichen. Abgesehen von der Tat- 
sache, dass die Kriminalität von Jugendli- 
chen ın den vergangenen zehn Jahren 
stark zurückgegangen ist, verschleiern 
CDU und FDP den Hintergrund für Ju- 
gendkriminaliıtät. Dieser ist nämlich nicht 
unerklärlich, sondern hängt mit sozialen 
Problemen, letztlich der Gesellschaft 
in der wir leben, zusammen. Unseren 
Problemen, die diese Parteien nicht lösen 
wollen. Im Bundestag oder ın Baden- 
Württemberg haben sie gezeigt, dass sıe 
nicht die Parteien sind, die sich „Sozial“ 
auf die Fahnen schreiben können. Sie 
stehen vor allem für stärkere Überwac- 
hung, Sparpolitik in Bund, Ländern und 
Kommunen, die Kriminalisierung von 
Jugendlichen, Migrant innen und einer 
verschärften Politik gegen Arbeitslose. 
Sie machen ganz offen Politik für die 
Reichen und Unternehmer, nicht für uns! 


Die Grünen — die etwas 
andere linke Alternative? 
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Ganz groß ım Rennen sind momentan 
die Grünen. Sie standen an der Spitze der 
Antiatombewegung und bei den Protesten 
gegen S2l. Doch wie „links und grün“ 
sind sie wirklich? Als sıe das letzte mal 
in der Bundesregierung zusammen mit 
der SPD waren, begannen sıe innerhalb 
weniger Jahre zwei Kriege — in Kosovo 
und in Afghanistan, über den Irakkrieg 
spekulierten SPD und Grüne. Sie waren 
Verantwortlich für die unsoziale Agenda 
2010 und für die Arbeiter- und Arbeits- 
losenfeindlichen Hartzgesetze (Hartz 
IV). Doch auch was Umwelt angıng, 
haben sıe sich nichts verdient gemacht. 
2003 kam mit Rot-Grün die erste Ver- 
längerung der AKW-Laufzeiten für die 
Atomlobby zustande. Diese Verlänger- 
ung ermöglichte Schwarz-Gelb überhaupt 
erst einen weiteren, wenn auch gescheit- 
erten, Atomdeal in die Wege zu leiten! In 
Hamburg ließen sie zusammen mit der 
CDU Proteste gegen den Neubau eines 
Kohlekraftwerkes von der Polizei nie- 
derknüppeln. Auch in Stuttgart haben sie 
gezeigt, dass sıe keine Versprechen halten 
können. Anstatt S21 sofort dicht zu ma- 
chen, tricksen sie herum, während die DB 
weiter bauen kann. Die Grünen sind also 
keine Alternative zu anderen Parteien. Sie 
sind eine bürgerliche Lügenpartei! 


Freiheit, NPD und Pro 
Deutschland — Keine 
Plattform für Faschisten 
und Rassisten! 


Die Freiheit und Pro Deutschland ge- 
ben sich als Bürgerbewegung. Doch sie 
sind nichts mehr als Rassisten unter dem 
Deckmantel einer „Islamkritik“. Ihr Pro- 
gramm Hetzt nicht nur gegen Migrant_ 
innen. Ihre Vorschläge sind zutiefst 
autoritär. Sie verleugnen Armut, Arbeits- 
losigkeit, die Krise und soziale Bedürf- 
nisse nach Bildung, Rente und einem 
guten Gesundheitssystem. Dem stellen 
sie ihren Rassismus und polizeistaatliche 
Versprechungen entgegen. Sie spalten 
den Widerstand von Gewerkschaftern, 
Arbeitslosen, Arbeitern, Migranten und 
Jugendlichen gegen die Krise und sozia- 
le Angriffe... Die NPD geht noch weiter 


20 one solution, revolution! 


— Sıe ist eine faschistische Partei! Ihr 
reichen Worte und der Staatsapparat nicht 
aus. Sie hat Verbindungen in Kamerad- 
schaften, zu autonomen Nationalisten 
und anderen Nazis und Rassisten. Sie or- 
ganisiert gewaltsame Angriffe gegen (lin- 
ke) Jugendliche, Gewerkschafter, Arbeit- 
slose und Migranten. Sıe wollen sozialen 
Widerstand schwächen, Verunsicherung 
und Angst unter die ım Kapitalismus Un- 
terdrückten tragen. Diese Parteien darf 
man nicht wählen, man muss ıhnen kon- 
sequent entgegentreten. Wir müssen uns 
selbst und unsere Stadtteile, wenn nötig 
auch militant, gegen sie verteidigen. Dort 
wo diese Parteien sich auf die Straße oder 
ein Podium wagen, müssen wir Öffentli- 
chen Widerstand gegen sie organisieren. 


Vielleicht mal die... 
Piratenpartei? 


Die Piraten stellen sich als die neue, nie 
da gewesene Alternative dar. Doch ihre 
Versprechen sind genauso alt, wie die an- 
deren Parteien. Die Piraten haben zum Teil 
recht verständliche und gute Forderungen 
nach mehr Demokratie und Beteiligung. 
Sie hinterfragen aber nicht die Gründe, 
warum Demokratie und Beteiligung ab- 
gebaut werden. Ihr Programm ist ein Pro- 
gramm von Illusionen in den Staat, den 
sie kritisieren, in die Privatwirtschaft, die 
sie für korrupt halten — letztlich in den 
Kapitalismus, der nicht einmal in ihrem 
Wahlprogramm erwähnt wird. Anstatt 
die Besteuerung von Reichen zu fordern, 
um ihre Forderungen durchzusetzen, 
halsen sıe lieber allen noch mehr Steuern 
auf! Sie reden von Mitbestimmung, haben 
aber keine Vorstellung, wie man die, die 
jetzt bestimmen, nämlich die Kapitalisten 
und ihre Staatsbürokraten, aufhält. Viel- 
leicht mal die... Piraten? Lieber nicht! 


SPD und LINKE — welche 
Perspektive weisen sie? 


SPD und LINKE haben seit neun Jahren 
in Berlin regiert. Die beiden Parteien, die 
sich als die sozialen Parteien darstellen, 
haben nichts grundlegend verändert. Erst 
recht nicht, wenn man sich ihre Wahlver- 


sprechen vor Augen hält! Die SPD konnte 
vor allem mit ihrem ehemaligen Berliner 
Finanzsenator Thilo Sarrazın „glänzen“, 
der bis heute Mitglied dieser Partei ist. 
Gemeinsam in der Regierung mit der 
LINKEN wurde die Privatisierung von 
S-Bahn, Wasserbetrieben und der Spar- 
kasse vorangetrieben. Auch, und vor 
allem ım Bildungsbereich gab es immer 
wieder Widerstand von Schülern, Eltern 
und Lehrern gegen Rot-Rot. Zuletzt ging 
die Rot-Rote Regierung massiv gegen 
streikende Lehrer und Schüler vor, die 
eine bessere Bildung forderten. Beide 
Parteien bieten keine Perspektive gegen 
das bestehende System, den Kapitalis- 
mus! Sıe sind reformistische Parteien, 
die sıch auf das Parlament, anstatt auf 
den Widerstand auf der Straße gegen 
Armut, Arbeitslosigkeit, Niedriglöhne 
und Sozıalabbau, verlassen. Doch sie sind 
nicht einmal dazu in der Lage die drin- 
gendsten Bedürfnisse nach erschwing- 
lichen Mieten, finanzierter Bildung und 
kostengünstigem Nahverkehr zu lösen, 
wenn sie erst einmal im Parlament sind. 
Auf bundesweiter Ebene wollte die SPD 
keinen Widerstand gegen die Sparpakete, 
gegen die Folgen der Krise und gegen die 
massenhaften Entlassungen organisieren. 
Die LINKE hingegen war immerhin in 
der Anti-Krisen Bewegung vertreten... 


LINKE wählen — aber 
Widerstand organisieren! 


Zwar teilen wir nicht die Hoffnungen 
vieler Wähler, dass die LINKE, wenn sie 
erst einmal regiert etwas anders macht. 
Wir denken aber, dass die Wähler und 
viele Mitglieder der Linkspartei etwas an- 
deres wollen als die anderen Parteien. Die 
Linkspartei verspricht einen Kampf ge- 
gen die Rente mit 67, gegen den Krieg in 
Afghanistan, gegen Leiharbeit, Niedrig- 
löhne, Hatz IV, für bessere Bildung, die 
Besteuerung der Reichen und die Entlas- 
tung der einfachen Arbeiter und Jugendli- 
chen. Umso mehr fordern wir sie auf, für 
diese Ziele wirklich zu kämpfen. Auch 
im Jugendbereich, wo ihre Jugend- (sol- 
id) und Studentenorganisationen (SDS) 
eine wichtige Rolle spielen, müssen wir 
die LINKE zum Kampf gegen Bildungs- 
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und Sozıalabbau auffordern. Viele For- 
derungen der Linkspartei können wir 
unterstützen, doch wir treten für andere 
Kampfmethoden ein. Wir sind für Mas- 
senstreiks, für Betriebs-, Schul- und Uni- 
versitätsbesetzungen und für den Aufbau 
einer klassenkämpferischen Basisbewe- 
gung in den Schulen, Universitäten, Be- 
trieben und Gewerkschaften. 


Wir sagen den den jetzigen Wählern der 
LINKEN — und rufen die Beschäftigten, 
Arbeitslosen und Jugendlichen auf — 
wählt die LINKE, aber kämpft für eure 
Forderungen, organisiert Widerstand 
gegen Krise, Bildungs- und Sozialab- 
bau. Wir werden mit euch kämpfen und 
zeigen, dass nur revolutionäre Methoden 
die Kapitalisten schlagen können! Eine 
erfolgreiche Wahl für die LINKE würde 
nicht nur die Hoffnungen und den Kampf- 
geist der fortschrittlichsten Jugendlichen 
und der Arbeiter stärken, sondern sie in 
den direkten Widerspruch zu den sozi- 
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Entlassungen mit dem Kampf gegen ihre 
Ursachen verbindet — Dem Kapitalismus 
und seinem Staat! Eine solche Partei ist 
und wird die LINKE nie sein, aber viele 
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Partei und Jugendorganisation. Ob gegen 
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Linke und stalinistische Ultras der "Brigate Autonome Livornesi" von AS Livorno (Italien). 


FÜR die meisten Fußballfans 


ist das Wort „Kommerzialisierung“ ein 
Grund, dass ıhnen die Galle hochkom- 
mt. Doch warum? Ist die Entwicklung 
wirklich so extrem? Oh ja, schon lange! 
So ist zum Beispiel die Trikotwerbung 
inzwischen selbstverständlich und weit- 
verbreitet. Mittlerweile hat sie sich in 
Ländern wie Österreich derart entwick- 
elt, dass der normale Fußballspieler von 
einer Werbetafel kaum noch zu unter- 
scheiden ist. Die Werbung reicht vom 
Kragen bis zum Stutzen und so man- 
cher Verein ıst inzwischen nach einer 
„flügel-verleihenden“ Getränke-Firma 
benannt. Mit Austria Salzburg fing es 
an, über New York ging es bis nach 
Leipzig — aus dem SSV Markranstädt 
wurde Red Bull Leipzig. Danach war 
das Geld da, um Spieler in die Region- 
alliga Nord zu holen, die in der zweiten 
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Liga durchaus Stammplatzchancen 
hätten. Für die Fans der zahlreichen Tra- 
ditionsvereine ein derartiger Tabubruch, 
dass viele nicht einmal darüber nachden- 
ken, dort ein Spiel ihres eigenen Vereins 
zu besuchen. Geht es ıhnen doch nicht nur 
darum, ın welcher Liga ıhr Verein spielt, 
sondern wie der Verein gemeinsam mit 
seinen Fans in diese Liga gekommen ist! 


Im Süden Deutschlands, wo ein Ort na- 
mens Hoffenheim mit knapp über 3200 
Einwohnern liegt, gibt es ein noch extre- 
meres Beispiel. Vor einigen Jahren dachte 
sich ein gewisser Dietmar Hopp, seines 
Zeichens Milliardär und Mitbegründer 
der Softwarefirma SAP, er könne in sei- 
nem Heimatort ein paar Millionen in sein- 
en früheren Jugendverein investieren. Aus 
diesem Grund konnte die Mannschaft der 
TSG Hoffenheim seit 1990 ın 18 Jahren 





aus der Kreisklasse A (9. Liga) in die 1. 
Bundesliga aufsteigen. Die Mannschaft 
der TSG konnte natürlich qualitativ nicht 
so schnell mitwachsen. Jedes Jahr wurde 
der Kader komplett umstrukturiert! 


Solche Vereine werden oft als lächerliche 
Retortenclubs verspottet und von keinem 
Ultra, keinem wirklichen Fußballfan 
ernst genommen. Nun könnte man sich 
denken, dass es auf der anderen Seite eine 
Superchance für Clubs, wie die TSG war. 
Doch die Realität sieht anders aus, denn 
der Sport gerät immer mehr aus den Hän- 
den der Fans, der einfachen Leute und 
auch der Fußballer selbst, in die Hände 
der Konzerne und reichen Investoren. 
Diese bestimmen immer mehr den Sport, 
um ihre Profite zu scheffeln. Ihnen reicht 
es nicht aus, uns auf Arbeit schlecht zu 
bezahlen, auszubeuten und zu schikanie- 
ren. Sie wollen auch in unserer Freizeit 
noch fett an uns verdienen! 


So kommt es auch zu den steigenden 
Ticketpreisen. Für manche Spiele ın der 
ersten Liga muss man für einen Stehplatz 
bereits mehr als 20€ bezahlen. Die Spiel- 
tage sind inzwischen so zerstückelt, dass 
die Spiele der 1. und 2. Bundesliga zu 
neun verschiedenen Anstoßzeiten zwisch- 
en Freitag und Montag beginnen. Doch 
kaum ein Fan, der auch zur Schule, zur 
Uni oder zur Arbeit muss, kann an einem 
Wochentag durch das ganze Land fahren, 
um seinen Verein zu unterstützen. Doch 
selbst wenn man zu Hause bleibt, braucht 
man Pay-TV, um das Spiel live verfolgen 
zu können. In Italien und England, einst 
Ursprungsort der europäischen Fankul- 
tur, ist diese Entwicklung am extremsten 
fortgeschritten. In beiden Ländern sieht 
man nur noch selten echte Fußballfans 
im Stadion. Sie können es sıch entweder 
schlicht nicht leisten, so kostet in England 
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die billigste Karte nicht selten 60€. Oder 
sie haben den Kampf gegen die Kom- 
merzialisierung verloren, wurden durch 
Repressionen seitens der Polizei oder der 


Vereine, wie die zahlreichen Stadionver- 
bote oder die in Deutschland existierende 
Datei „Gewalttäter Sport“, vertrieben. 


Wo ist der Fan, der Ultra, der alles für 
seinen Sport hingibt heute noch gerne ge- 
sehen? Bevorzugen die TV-Sender, Sta- 
dionbesitzer, Sponsoren und Investoren 
doch lieber den zahlenden Statisten, der 
viel Gewinn abwirft und schweigt. Die 
Fans hingegen werden immer stärkerer 
Kriminalisierung ausgesetzt. Es bleibt 
daher nur eine Möglichkeit — Wir, die 
Fans, müssen uns über Vereinsgrenzen 
hinweg gemeinsam wehren! Für unser 
Recht, am Samstag um 15:30 Uhr un- 
seren Verein bejubeln zu können, mit 
Pyrotechnik, Fahnen, Bannern, Spruch- 
bändern und — am allerwichtigsten — mit 
unserer Stimme. Die Investoren, die mit 
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unserem Sport nur Geld verdienen wol- 
len, müssen vertrieben werden. Der 
Fußball gehört seinen Fans, er lebt durch 
uns. Die Vereine sollten durch Gremien 
der Fans, der einfachen Arbeiter und 
Jugendlichen geleitet werden, anstatt 
durch Aktiengesellschaften! Sie sollten 
bestimmen was in ein Stadion gehört. 
Dazu gehören niedrige Kartenpreise, 
Fangesänge und natürlich Fans — auf 
keinen Fall Investoren oder die Polizei. 
Die Fans können sich selbst organisie- 
ren, Ordner wählen und für Sicherheit im 
Stadion sorgen. Unser Widerstand muss 
Demonstrationen, wie die im Mai un- 
ter dem Motto „Fußball lebt durch seine 
Fans — zum Erhalt der Fankultur“, aber 
auch Aktionen ım Stadion, Boykotte und 
Besetzungen beinhalten. Nehmen wir 
uns zurück, was uns gehört! 


Neue Schuldenkrise 


— oder wie die Wirtschaft den Bach runtergeht... 


IN den letzten Monaten berichteten 
die Medien wieder häufiger über die ‚„Eu- 
rokrise“ ın der EU, über Schuldenprob- 
leme von Griechenland, Portugal, Span- 
ien und Italien. Gleichzeitig gab es ım 
Juli und August eine US -amerikanische 
Schuldenkrise, sogar über eine mögliche 
„Zahlungsunfähigkeit“ der USA wurde 
spekuliert, bis dann die beiden Kammern 
der USA (Senat & Repräsentantenhaus) 
eine Erhöhung der Schuldengrenze bes- 
chlossen. 


In unserem Artikel wollen wir uns mit 
den Gründen für die Schuldenkrise be- 
schäftigten, wieso die aktuelle Krise di- 
rekt mit der Wirtschaftskrise von 2008 
zusammen hängt, was die astronomisch- 
en Summen eigentlich mit uns zu tun ha- 
ben und welche Auswirkungen sie auf uns 
haben werden! 


Woher kommen denn die 
ganzen Schulden? 


Derzeit wird viel über die Schuldenquote 
bestimmter Staaten gesprochen, so liegt 
die Schuldenquote Griechenlands bei fast 
160% -— aber was heißt das eigentlich? Bei 
dieser Quote werden die Gesamtschulden 
eines Staates, in Beziehung zum jährli- 
chen Bruttoinlandsprodukt (BIP) gesetzt, 
das BIP fasst alle Umsätze einer Volk- 
swirtschaft zusammen. 


Griechenland erwirtschaftete 2010 ein 
BIP von 230 Milliarden €, die Schul- 
denquote lag bei ca. 125% — damit über- 
stieg die Schuldenmenge das jährlich 
erwirtschaftete BIP um 25%. In Griech- 
enland entwickelte sich diese Quote in 
den letzten 4 Jahren rasant. 2007 lag diese 
Schuldenquote noch bei 95.7%, für 2011 
wird eine Quote von 157% erwartet. 


Diese Entwicklung trifft für alle Staaten 
der EU zu, wie auch für die USA & Ja- 
pan — so erhöhten sich die Staatsschulden 
der BRD, USA und Japan in den letzten 
vier Jahren um ein Drittel oder mehr. 
Wie bei privaten Schuldnern, gibt es für 
Staaten sogenannte „Ratingagenturen“, 
die die Kreditwürdigkeit der Staaten be- 
werten. Diese „Ratings“ bestimmen wie 
viel Zinsen die Staaten für ıhre Schulden 
bezahlen müssen, die BRD hat ein sehr 
gutes Rating (AAA) und bezahlt derzeit 
weniger als 3% Zinsen für ihre Schulden 
— Griechenland z.B. hat ein sehr schlech- 
tes Rating (Bl) und müsste auf dem Fi- 
nanzmarkt 25% Zinsen für die Kredite 
zahlen. 


Nun haben die Staaten aber keine neuen 
Schulden aufgenommen, um den Bes- 
chäftigten, der Jugend oder den Rentnern 
Wohltaten zu schenken. Woher also kom- 
men die Schulden? Die Schulden wurden 
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aufgenommen, um den Banken und Un- 
ternehmen zu helfen. Diese hatten ın der 
Finanz — und Wirtschaftskrise 2008/2009 
riesige Verluste angesammelt. Bei den 
Banken hießen diese Verluste „toxische 
Papiere“. Aus der Chemie wissen wir, 
das „toxisch“ ein sehr unangenehmer 
Zustand ist, bei den Banken hieß das, 
das viele Kredite quasi nichts mehr wert 
waren. In der Sıtuation übernahmen die 
Staaten diese „toxischen“ Papiere mit 
direkten Finanzhilfen und sogenannten 
Bürgschaften, welche von den Banken in 
Anspruch genommen werden konnten. 


In der BRD bürgte die Regierung 
beispielsweise mit 125 Milliarden € für 
die „Hypo Real Estate“ und legte den 
„SOFFIN“ Fond in Höhe von circa 500 
Milliarden € an, von dem sich dann ver- 
schiedene Banken und Finanzinstitute 
Kredite abholen konnten. Ähnliche „Ret- 
tungsmaßnahmen“ gab es in den EU 
Staaten, der USA und Japan — insgesamt 
wurden mehrere Billionen Euro den Fi- 
nanzmärkten und Banken zur Verfügung 
gestellt. Die Finanzmittel der damaligen 
Krise sind die Schulden von Heute. Die 
Staaten nahmen diese Schulden entwed- 
er bei den Zentralbanken (wie die FED 
in den USA oder die Bundesbank in der 
BRD) oder den privaten Banken auf — 
mit diesen Schulden wurde die Pleite von 
Banken und Unternehmen verhindert und 
die Profite der Kapitalisten gesichert. 


Die Ratingagenturen — 
oder gib mir ein „Triple 
A“! 


Seit 2008 haben die Staaten den Finan- 
zmarkt mit Billionen finanziert und 
gestützt! Damit wurden die eigenen Sta- 
atsschulden erhöht. Besonders zugespitzt 
hatte sich diese Entwicklung beim ‚„reich- 
sten“ Land der Welt - den USA. In den 
USA gıbt es eine „Schuldenobergrenze“. 
Diese lag bis Anfang August bei 14.3 Bil- 
lionen $. Für dieses Jahr ist zu erwarten, 
dass diese Grenze überschritten werden 
muss, wenn die USA ıhre Zinsen, die 
öffentlichen Beschäftigen oder das Mil- 
itär bezahlen will. Anfang August wurde 
diese Grenze um 2.6 Billionen $ erhöht, 
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dieses Jahr wird allein der US-Haushalt 
(also ohne Bundesstaaten und Kom- 
munen) 800 Milliarden $ neue Schulden 
aufnehmen müssen. Dieser Vorgang ist 
nichts neues in der US-Geschichte. Im 
Durchschnitt wurde alle zwei bis drei 
Jahre die Schuldengrenze von der US- 
Regierung erhöht, seit 1945 neunzehn 
mal. 


Nachdem die Grenze jetzt erhöht wurde, 
gab es aber eine Abstufung der Kredit- 
würdigkeit der USA durch die Ratinga- 
gentur „Standard & Poor“. Die bisherige 
Topbewertung AAA wurde auf AA+ ge- 
senkt. Konkret bedeutet das höhere Zin- 
sen für die USA für künftige Kredite. 
Gleichzeitig wurden auch die EU Staaten 
Portugal und Italien abgewertet — danach 
sanken die Börsenkurse und vernich- 
teten im August circa 25% der weltweiten 
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Börsenwerte. 


Die Ratingagenturen sind private Un- 
ternehmen, die im Auftrag der Groß- 
banken die Kreditwürdigkeit von Staaten, 
Kommunen und Unternehmen bewerten 
— nach diesen Bewertungen wird das jew- 
eilige Zinsniveau bestimmt. 


Der französische Präsident Sarkozy be- 
zeichnete es als „nationale Aufgabe“ für 
Frankreich die Topbewertung AAA zu 
behalten, gleich im Anschluss gab es ein 
weiteres Sparpaket, nachdem bereits 2010 
ein Sparpaket mit massiven Sozialkür- 
zungen durchgesetzt wurde. In dieser 
Zeit sprach sogar die „Financial Times 
Deutschland“ von einer „Diktatur der 


Ratingagenturen‘“. 


Wie das Kapital die Krise 
lösen will... 


Am Beispiel Griechenland können wir 
beobachten wie sich das Kapital eine 
„Krisenlösung‘“ vorstellt. Der griechische 
Staat bekommt Kredite von der EU und 
der EZB (Europäische Zentralbank), 
damit sollen die bisherigen Kredite ab- 
bezahlt werden. Das erklärt auch zu 
großen Teilen die gestiegene Schulden- 
quote Griechenlands in den letzten beiden 
Jahren. Um diese Kredite zu bekommen 
muss der griechische Staat aber zunächst 
massıve Angriffe und Kürzungen gegen 
die Mehrheit der Bevölkerung durch- 
führen. Dazu gehören die Erhöhung der 
Lebensarbeitszeit, die Kürzung der Ge- 
hälter der öffentlichen Beschäftigten, die 
Erhöhung der Verbrauchssteuern und eine 
massive Privatisierung des noch vorhan- 
denen öffentlichen Eigentums. Erst die 
Verabschiedung dieser „Spargesetze“, 
welche direkt durch die EU-Bürokratie 
und die BRD als imperialistischem Hege- 
mon, der griechischen Regierung vorge- 
schrieben wurden, gab man die Kredite 
an Griechenland frei. 


In der EU wird nun eine „Schuldenb- 
remse“ von der BRD und Frankreich 
vorgeschlagen. Diese „deutsche“ Er- 
findung beinhaltet ein Gesetz, nachdem 
EU-Staaten ab einem bestimmten Jahr 
überhaupt keine Schulden mehr machen 
dürfen. In der BRD steht das nun im 
Grundgesetz — ab 2016 darf der Bund 
keine neuen Schulden mehr aufnehmen, 
ab 2020 die Bundesländer und die Kom- 
munen. 


Ähnliches, wenn auch unter anderen Be- 
dingungen, geschah in den USA. Glei- 
chzeitig mit der Erhöhung der Schul- 
dengrenze wurde auch ein Sparpaket in 
gleicher Höhe verabschiedet. Das war die 
Voraussetzung für die „oppositionellen“ 
Republikaner, der Erhöhung überhaupt zu 
zustimmen. 


Diese Sparpakete sınd die Antwort von 
Kapital und Staat auf die Schuldenkrise. 


Wurden die Schulden aufgenommen 
um die Verluste des Kapitals während 
der Krise aufzufangen und gleichze- 
itig neue Profite zu sichern, sollen die 
Staaten jetzt weltweit die Kosten für 
die Schulden direkt auf die Arbeiterk- 
lasse, große Teile des Kleinbürgertums 
und die Jugend abwälzen. Dazu werden 
zum einen die Sozialleistungen massiv 
gekürzt, während gleichzeitig eine neue 
Privatisierungswelle gestartet wurde. Vor 
allem staatliche Unternehmen, aber auch 
Bereiche wie Gesundheit, Verkehr, Rente 
und Bildung, von denen sıch das Kapıtal 
noch zusätzliche Profite verspricht, sollen 
privatisiert werden. 


Die Krise heißt 
Kapitalismus! 


Die momentane Schuldenkrise, wurde 
vom Kapital, beziehungsweise den Kapi- 
talisten verursacht. Während alle Profite 
den Kapitalbesitzern „gehören“, die sich 
durch Ausbeutung aneignen und über 
die Börse auszahlen lassen, müssen die 
Verluste von der Allgemeinheit getragen 
werden. 


Wenn jetzt die EU einen Rettungsfond für 
die Euro-Zone auflegt, so ist dieser Fond 
nur zur Rettung der Banken und Absı- 
cherung der Staatsanleihen da, genau wie 
die sogenannten „Euro Bonds“. 


Die Nationalstaaten dienen dabei dem 
Kapital als Versicherung seiner Ge- 
schäfte. Durch vıelfache Steuersenkun- 
gen bleibt der Profit meist unangetastet, 
durch Polizei und Militär wird jeder 
mögliche Widerstand national und in- 
ternational bekämpft und durch Bürg- 
schaften und Kredite wird der Finanz- 
markt zahlungsfähig gehalten. Nur durch 
die Hilfen seit 2008 sind die Banken und 
das Kapital heute ın der Lage ganze Volk- 
swirtschaften in den Ruin zu treiben, um 
sie dann gänzlich unter ihre Profitkon- 
trolle zu stellen. 


Aufgrund dieser aktuellen Fonds und 
Bürgschaften werden die nächsten Spar- 
pakete bereits aufgelegt. In Frankreich 
werden neue Maßnahmen beschlossen 


und in Spanien wird die „Schuldenb- 
remse“ eingeführt. Diese „Schulden- 
bremse“ wird die soziale Realität der 
nächsten Jahre bestimmen, weitere Kür- 
zungen, Entlassungen und Privatisier- 
ungen stehen auf der Tagesordnung. 
Dagegen müssen wir Widerstand orga- 
nisieren, besonders in den europäischen 
Gewerkschaften. Während in Frankreich 
und Griechenland die Gewerkschaften 
zum Generalstreik getrieben wurden, 
begnügte sich der DGB ın der BRD mit 
Standortpolitik und stillhalten. Deswegen 
müssen wir die Beschäftigten und die Ba- 
sis der Gewerkschaften gemeinsam mit 
den Jugendlichen und Arbeitslosen gegen 
die nächsten Sparpakete organisieren und 
schlagkräftige Bündnisse aufbauen. 


Von der deutschen Revolutionärin Rosa 
Luxemburg ist der Ausspruch „‚Sozialis- 
mus oder Barbarei‘ bekannt, dieser wurde 
vor dem 1.Weltkrieg von ıhr geprägt. 
Heute ist er aktueller denn je, denn dieses 
System hat abgewirtschaftet. Während 
Hungerkatastrophen, wie in Ostafrika 
zehntausende von Menschen heimsuchen 
und Jährlich Hunderttausende sterben las- 
sen, in einem Wirtschaftssystem, dass die 
ökologischen Grundlagen der Menschheit 
vernichtet - in so einer Situation soll uns 
interessieren, welche Buchstaben eine 
Ratingagentur über die Kreditwürdigkeit 
einer Volkswirtschaft veröffentlicht? Er- 
bärmlicher geht’s eigentlich nicht! 


Gefordert ist nun ein entschlossener, in- 
ternationaler Widerstand gegen den Kapı- 
talismus, wir haben unsere Antwort auf 
Rosa Luxemburgs Frage. Für eine Ge- 
sellschaftsordnung die den Interessen der 
Mehrheit gehorcht und nicht den Profit- 
und Zinserwartungen einer kleinen para- 
sıtären Elite. 


» Wir zahlen nicht für ihre Krise! Orga- 
nisiert euch gegen die Sparpakete und 
die Krise — baut Organe des Wider- 
standes im Betrieb, in der Schule und 
im Stadtteil auf! 


»Für die entschädigungslose Versta- 
atlichung der Banken zu einer zentralen 
Staatsbank, sowie aller Unternehmen, 
die Entlassungen oder Gehaltskürzun 
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gen fordern, unter Arbeiterkontrolle! 


» Für das Recht der Beschäftigten und 
der Arbeiterbewegung Einsicht in die 
Geschäftsbücher der Großkonzerne 
und Banken zu haben! 


» Vom Abwehrkampf zur Offensive! Ge- 
gen Hartz IV, die Rente mit 67 und die 
Gesundheitsreformen der vergangenen 
Jahre! Bekämpft die Leiharbeit, für 
einen Mindestlohn von 11 Euro die 
Stunde! 


» Teilt die Arbeit auf alle Hände auf - für 
eine 35-Stunden Woche und Arbeits- 
zeitverkürzung bei vollem Lohnaus- 
gleich! 


»Fordertt die Gewerkschaften und 
Arbeiterparteien zur Aktion auf und 
organisiert in ihren Reihen eine kämpf- 
erische Basisbewegung! 


» (Gegen Krise und Kapital — der 
Widerstand muss international koordi- 
niert werden! Gegen Chauvinismus und 
nationalistische Hetze gegen „die faulen 
Griechen“, „gegen die Migranten die 
unsere Arbeitsplätze klauen“ oder 
ähnliche Verleumdungen, die unseren 
Widerstand spalten! Für europaweite 
Aktionen gegen die Sparangriffe und 
die Auswirkungen der Krise, die Führer 
der Gewerkschaften und Arbeiter- 
parteien müssen zur Unterstützung von 
Aktionen wie koordinierten Streiks, 
Massenprotesten, Besetzungen bis hin 
zum Generalstreik gezwungen werden! 


» Widerstand braucht Organisation — 
wenn ihr gegen Krise und Kürzungen 
kämpfen wollt, dann organisiert euch 
gemeinsam mit REVOLUTION! 
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Gaddafi ist am Ende — 


wie kann die (libysche) Revolution permanent werden? 


Liga für die Fünfte Internationale, NI 162, September 2011 


Sieg der ersten Phase der 
Revolution 








DER rasche Vorstoß der Re- 


bellen wurde anscheinend durch das 
Überlaufen des Stadtkommandanten von 
Tripolis erleichtert, der insgeheim mit den 
Rebellen abgesprochen haben soll, ihnen 
den Zugang zur Stadt zu Öffnen und seine 
Streitkräfte zurückzuziehen. Berichten 
zufolge waren es die Arbeiterviertel ın 
der Hauptstadt Tripolis, die angesichts 
der heranrückenden Rebellen die Gunst 
der Stunde nutzen, und sich gegen die 
Schergen des Regimes, gegen Geheim- 
polizei und Spezialkommandos Gaddafis 
erhoben. 


Der Jubel auf den Straßen legt nahe, dass 
die Bevölkerung von Tripolis den Sieg der 
Rebellen als Akt der Befreiung betrachtet, 
dass die Revolution gegen Gaddafi entge- 
gen der Behauptungen seiner Apologeten, 
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auch in der Hauptstadt überaus populär 
war. Gaddafis Lobredner wie der Ven- 
ezuelanische Staatspräsident Chavez und 
diverse stalinistische Parteien, die ihn 
zum „anti-imperialistischen“ Helden 
stilisieren wollten, haben sich gründlich 
blamiert. 


Gaddafi war niemals ein „Anti-Imperial- 
ist“, noch war er ein sozialer Wohltäter. 
Der Zusammenbruch seines Regimes 
zeigt, dass die große Masse der Bev- 
ölkerung seinen Sturz herbeisehnte und 
dass sein Regime selbst in der Haupt- 
stadt keine Basis hatte. Die Form seines 
Sturzes - die Übernahme der Stadt durch 
eine schlecht ausgerüstete, aber hoch mo- 
tivierte Rebellenarmee und durch Auf- 
stände ın den Stadtteilen — zeigt, dass 
wir es in Libyen trotz der reaktionären, 
pro-imperialistischen Führung um den 
„Nationalen Rettungsrat“ und trotz 
NATO-Bombardements nicht einfach mit 
Fußtruppen des Imperialismus, sondern 
mit einer wirklichen ‚„Volksrevolution“ 
zu tun haben, einer Revolution also, die 
ähnlich der von Marx so charakterisierten 
„Volksrevolution“ von 1848 alle Schich- 
ten der libyschen Nation umfasst. Doch 
dieser Sieg stellt gleichzeitig die Frage 
nach dem weiteren Verlauf und Schicksal 
der Revolution 


Wie weiter’ 


Die aktuelle Frage lautet daher: Wie sıeht 
ein Libyen nach Gaddafı aus? Wie können 
die NATO-Imperialisten und der von ih- 
nen gestützte „Nationale Übergangsrat“ 
in Benghazi daran gehindert werden, sich 
die Früchte der Revolution anzueignen? 
Die ımperialistischen Mächte — allen 
voran die NATO-Mächte USA, Britan- 
nıen, Frankreich - wollen eine pro-westli- 
che Regierung in Libyen installieren, die 


sich auf ehemalige Offiziere, Polizei- 
kräfte, Militärs und Geheimpolizei stützt, 
die allesamt einmal Unterstützer des alten 
Regimes waren. 


Die Verteidigung der libyschen Unabhän- 
gigkeit vom Imperialismus ıst daher eine 
zentrale Aufgabe des nächsten Stadiums 
der Revolution. 


Revolutionäre KommunistInnen sollten 
sich über die Bedeutung dieser Ereignisse 
klar sein. Die libysche Revolution und ihr 
Sieg ım Bürgerkrieg werden die Revo- 
lution im Nahen Osten und Nordafrika 
wiederbeleben — nach einem Sommer 
der Rückschläge, der Paralyse und eines 
Vormarsches der Konterrevolution, sei 
es ın blutiger Form wie in Syrien, sei es 
durch eine „demokratische“ Hinhaltetak- 
tik wie in Ägypten. Sie wird die Rebel- 
len in Syrien ermutigen, ihren heroischen 
Kampf zum Sturz der Assad-Diktatur 
fortzusetzen. Sie könnte auch die Rebel- 
lionen in den Golf-Staaten wiederbele- 
ben, die palästinensische Intifada stärken 
und die Bewegungen in Ägypten und 
Tunesien ermutigen, gegen die neuen, 
vom Militär gestützten Regime vorzuge- 
hen. 


In einer bestimmten Hinsicht ist die lıb- 
ysche Bewegung weiter fortgeschritten 
als die Revolutionen in Ägypten oder 
Tunesien. Die libyschen Streikkräfte sind 
weitgehend zersetzt. Tausende Libyer 
wurden bewaffnet, im Kampf geschult 
und haben milizartige Verbände gebildet. 
Es handelt sich dabei nicht um Berufssol- 
daten, sondern um Ingenieure, Doktoren, 
Arbeitslose. Die Volksrevolution wurde 
zu einem Bürgerkrieg aufgrund der blu- 
tigen Unterdrückung durch das Gaddafi- 
Regime. Jetzt muss der Despot den Preis 
dafür bezahlen. 
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Andererseits stellen die Intervention und 
Präsenz der NATO-Mächte sowie ihr 
Prestige unter den Massen eine Bedro- 
hung dar. Die Massen müssen vermeiden, 
unter der Aufsicht des Übergangsrates zu 
einer Unterstützung imperialistischer Öl- 
Interessen missbraucht zu werden. 


Das politische Bewusst der Massen ist 
widersprüchlich. Unterschiedliche Strö- 
mungen, politische Ideologien und Ideen 
manifestieren sich, welche dominie- 
ren und letztlich siegreich hervorgehen 
werden, ist eine Frage des politischen 
Kampfes. Der unmittelbare Kampf muss 
sich darauf konzentrieren, vor den Ge- 
fahren zu warnen und über die Gefahren 
auszuklären, die von den imperialistisch- 
en Mächten ausgehen, die ihren Preis für 
die militärische Unterstützung der Revo- 
lution erhalten wollen. 


In dieser Situation müssen 
revolutionäre Kommunist 
Innen folgende Forderungen 
erheben:? 


»Keine Unterstützung für den 
Nationalen Übergangsrat! Macht die 


Libysche Rebellen in Bregna, März 2011 (Foto: VOA, Phil Ittner, wikipedia.de). 
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Revolution permanent mit dem Ziel, 
die bürgerliche Regierung durch eine 
Arbeiterregierung zu ersetzen! Keine 
Entwaffnung der Milizen! Lokale 
Komitees der Aufständischen müssen 
zu Räten der ArbeiterInnen, der Jugend 
und KämpferInnen werden! 


» Migrantische ArbeiterInnen, wie jene 
aus den Ländern südlich der Sahara, 
müssen verteidigt werden! Harte 
Strafen für alle, die sich an ihnen 
vergehen oder alle, die Racheakte unter 
den Clans entfachen wollen! 


» Für den Aufbau unabhängiger Gewerk- 
schaften! Kampf für eine unabhängige 
und revolutionäre Verfassungsgebende 
Versammlung. Aufhebung aller Ver- 
träge und Abkommen des Nationalen 
Übergangsrates und des Gaddafi-Re 
gimes mit der NATO, der EU und den 


Imperialisten! Angesichts der Tat 
sache, dass Libyen ein Staat ist, der 
sich weitgehend aus der Grundrente 
aus seinen Ölvorkommen finanziert, 
ist es entscheidend, dass über seine 
Einkünfte demokratisch entschieden 
wird — durch Arbeiterräte. Keine 
Übergabe des Ölreichtums an die im- 
perialistischen Konzerne — seien sie 
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US-amerikanischer, europäischer oder 
chinesischer Herkunft! 


> Auflösung der Überreste der nationalen 
Armee und Polizei! Für Volksmilizen, 
die demokratisch geleitet und orga- 
nisiert werden durch Revolutionsräte! 
Einberufung einer Konstituierenden 
Versammlung, die demokratisch über 
die Zukunft des Landes bestimmt — 
unter Kontrolle dieser Räte! 


» Alle NATO-Spezialkräfte raus aus 
Libyen! Nein zu allen NATO-Basen 
im Land! Ausländische Banken und 
Regierungen müssen die eingefrorenen 
Gelder an das libysche Volk übergeben! 
Keine Privatisierungen! Arbeiterkon- 
trolle über die Öl-Förderungen und 
über alle Industrien, den Finanzsektor 
und große Dienstleistungsbereiche! 
Konfiskation des Vermögens von Gad- 
dafi! Für eine massıves Bauprogramm 
von Öffentlichen Wohnungen, Schulen 
und Krankenhäusern! 


» Verbindet Euch mit der tunesischen 
und ägyptischen Revolution — mobil- 
isiert die Massen zur Unterstützung der 
Kämpfe ın Algerien, Syrien und Paläs- 
tina gegen Diktatur und Besatzung! 


» Aufbau einer revolutionären Partei in 
Libyen als Teil einer neuen Arbeiterin- 
ternationale! 
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Palästina 


Ein Artikel von Simon Hardy 


Annerkung durch die UNO? 


Im September 2011 wird es vor 


der UNO eine Entscheidung von inter- 
nationaler Tragweite über die Anerken- 
nung des Staates Palästina geben. Eine 
politische Krise schwebt über den USA, 
Israel und möglicherweise auch über der 
palästinensischen Staatsführung, denn 
die Vollversammlung der Vereinten Na- 
tionen wird über einen Antrag auf Mit- 
gliedschaft Palästinas bei der UNO befin- 
den. Palästina benötigt 135 Stimmen für 
die notwendige Zweidrittel-Mehrheit für 
die Antragsannahme. Vorerst gelten zwar 
nur 112 Zustimmungen als sicher, doch 
die Zahl dürfte sich in den verbleibende 
Wochen noch erhöhen. US-amerikanische 
und israelische Politiker versuchen dies 
natürlich mit allen Mitteln zu torpedie- 
ren, indem sie darauf verweisen, dass ein 
derartiger Beschluss vom UN-Sicherhe- 
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itsrat nicht gebilligt werden würde, denn 
dort besitzen die USA ein Vetorecht und 
würden davon Gebrauch machen. Eine 
legale Anerkennung ohne Einwilligung 
des Sicherheitsrats würde es nicht geben, 
bestätigte der UN-Versammlungsvorsit- 
zende Joseph Deiss. Israels Gründe für 
die Ablehnung liegen auf der Hand. Die 
Grenzen nach 1967 sind für sie unan- 
tastbar, denn die Regierung würde eine 
Schmälerung von 72 auf 13 km Lan- 
desbreite nicht dulden wollen. Demo- 
graphischer und räumlicher Druck sind 
Dauerthemen in Israels aktueller Politik. 
Israel muss sich territorıial ausdehnen, 
will es überleben. Ein Gebietsverlust 
an einen palästinensischen Staat wäre 
eine Katastrophe für Israels politisch 
herrschende Schicht. 











Hysterische Kampagne 


Eine nahezu hysterische Kampagne ist 
von Seiten der israelischen Rechten und 
den Medien gegen ein solches Votum 
der Vereinten Nationen im Gange. Der 
Außenminister Avigdor Lieberman erk- 
lärte, Palästinenserpräsident Mahmoud 
Abbas plane am Abstimmungstag ‚„Ge- 
walt und Blutvergießen in nie gekanntem 
Maße“ als Taktık des „Terrors gegen Is- 
rael“. Premierminister Benjamin Netan- 
jahu hat persönliche Botschaften an 40 
Staatsoberhäupter versandt, worin er deu- 
tlich macht, warum sie den Antrag ableh- 
nen sollen. Die USA, der Hauptzahlmeis- 
ter mit jährlich 3 Milliarden Zuschuss für 
den israelischen Siedlerstaat, droht damit, 
den palästinensischen Behörden jegliche 
Hilfe, zur Zeit 550 Millionen ım Jahr, zu 


entziehen, sollten sie die Abstimmung vor 
der UNO weiter betreiben. Im Vergleich 
dazu haben die USA keinen Druck auf 
Israel ausgeübt, um das Bombardement 
des Gasastreifens zu unterbinden und sich 
hinterher strikt geweigert, die ısraelisch- 
en Angriffe zu verurteilen. Obama und 
der Kongress hoffen, dass die Palästi- 
nenserbehörde aus Angst vor dem Bank- 
rott ihr Anliegen vor der UNO zurückzie- 
hen wird. Der US-Präsident lässt keinen 
Zweifel an der US-Strategie aufkommen: 
„Die Hamas hat immer noch nicht das Ex- 
istenzrecht Israels anerkannt, der Gewalt 
abgeschworen und Einsicht gezeigt, dass 
nur Verhandlungen den richtigen Weg 
zur Lösung des Problems darstellen.“ Er 
sagt also, dass es nur etwas zu verhandeln 
gibt, wenn zuvor Israels Aneignung des 
bis 1967 palästinensischen Landes akzep- 
tiert worden ist. Er wiederholt damit die 
übliche Argumentationslinie der USA, 
dass die Hamas uneinsichtig die Nich- 
tanerkennung des Staates Israel vertritt. 


Das ıst jedoch eine Schutzbehauptung, 
denn 2009 sagte der Hamas-Führer Ghasıi 
Hamad: „Wir erkennen den Staat in den 
Grenzen von 1967 an. Wir reden nicht von 
der Zerstörung Israels.“ Die Hamas hat 
wiederholt angeboten, mit den USA und 
Israel selbst über den Konflikt zu sprech- 
en und Zugeständnisse unter Einschluss 
von „langfristigem“ Waffenstillstand zu 
machen, also den bewaffneten Kampf 
einzustellen. Die USA wollen nicht mit 
ihnen verhandeln, weil sie sich dann ja 
mit „Terroristen“ an einen Tisch setzen 
müssten. Dieses „Prinzip“ haben sıe je- 
doch in Afghanistan durchbrochen, als 
die Besatzungstruppen unter ihrem Kom- 
mando geheime Friedensverhandlungen 
mit den Taliban führten, die sie ja eben- 
falls als Terroristen klassifizieren.. 


Eine neue Intifada? 


Warum sind sie so besorgt über eine 
mögliche UN-Abstimmung? Ein ehema- 
liger Nahost-Unterhändler meinte dazu: 
„Der Antrag der Palästinenser könnte 
die ganze Heuchelei des Westens in ihrer 
Position der ‚zwei Staaten’ enthüllen.“ 


Das Versprechen eines eigenen Staats 
wird als ständiges Lockmittel gegenüber 
den Palästinensern benutzt, um sie in 
weitere ergebnislose Friedensgeplänkel- 
runden zu verwickeln, während Israel 
seine Siedlungen in der Westbank immer 
weiter ausdehnen kann. Alles Geschwätz 
über Lösungswege zu einem Palästi- 
nenserstaat dient nur dazu, den Baulärm 
zu übertönen, unter dem immer mehr 
Palästinenser aus ıhren Häusern ver- 
trieben werden und ihnen ıhr Land ges- 
tohlen wird. Die Abstimmung würde eine 
tiefe Kluft zwischen den westlichen und 
den ımperialisierten Ländern aufreißen, 
von denen viele zumindest auf dem Pa- 
pier Palästina unterstützen und verärgert 
sınd über die Bevormundung ihrer Stim- 
mabgabe sind. Der palästinensische 
Vorschlag hat bereits die USA und Israel 
bloß gestellt und isoliert. Wenn er durch- 
kommen würde und Israel sich weiterhin 
gegen Verhandlungen sperrt oder gar den 
Palästinenserstaat angreifen würde, wäre 
die Isolation noch krasser. 


Aber die palästinensische Führung 
könnte selbst eine Krise gewärtigen. 
Wenn der Antrag durchfällt oder an- 
genommen wird, aber Israel mit neuer 
militärischer Provokation oder Blockade 
der Palästinensergebiete auf der West- 
bank und in Gaza reagiert, könnte die 
dritte Intifada ausbrechen. Die palästi- 
nensische Politik ist schon durch die ara- 
bischen Revolutionen erschüttert worden, 
und neue Organisationen wie der Gaza 
Jugendaufbruch könnten eine ähnliche 
Rolle wıe die Bewegung des 6.April in 
Ägypten spielen, wo eine Gruppe die 
Demonstrationen für Demokratie im 
Januar 2011 anführte. Eine dritte Inti- 
fada würde wahrscheinlich nicht von der 
palästinensischen Regierung unterstützt 
werden. 


Fatah verfolgt bereits seit längerem eine 
Strategie der Kollaboration mit dem Zi- 
onismus. Selbst jetzt maßregeln ihre 
Sicherheitskräfte eher den palästinen- 
sıschen Widerstand, als dass sie gegen 
die Besetzungen einschreiten. Im Gaza 
hat die Hamas schnell Demonstrationen 
für Demokratie als Teil des „arabischen 
Frühlings“ aufgelöst. Bei einer Massen- 
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bewegung des Widerstands gegen die is- 
raelische Besetzung würden zweifelsohne 
Fatah und Hamas versuchen, die Bewe- 
gung aufzufangen und zu kontrollieren, 
dabei sich selbst als natürliche Führung 
darstellen. Aber sie würden auch von 
neuen politischen Organisationen in ihrer 
Führungsrolle herausgefordert werden. 


Wenn die Entschließung angenommen 
wird, würde dies eindeutig die palästı- 
nensische Position stärken und ihr mehr 
Hebelkraft in der international Arena 
verleihen, damit sie ıhre Forderungen 
nach Gerechtigkeit gegen die aggressive 
israelische Kolonialpolitik erfolgreich 
vertreten können. Auf sıch allein gestellt 
ist es aber unwahrscheinlich, dass sie das 
Kräfteverhältnis wirklich ändern. Noch 
wichtiger ist, zu begreifen, dass die UNO 
den Palästinensern nicht die Freiheit ge- 
ben kann. Sie hat nicht nur 1947 Israel 
geschaffen, sondern hat auch seither 
trotz vieler Resolutionen die zahllosen 
Verbrechen an den Palästinensern nicht 
verhindert. Eine solidarische Massen- 
bewegung für die Palastinenser auf den 
Straßen von ganz Nahost ist notwendig. 
Das würde die zionistischen Positionen 
schwächen und die arabische Revolution 
insgesamt fördern. International müssen 
wir die Arbeiterbewegung weltweit für 
die Unterstützung des palästinensischen 
Kampfes und den Boykott und die Isolier- 
ung des zionistischen Staates gewinnen. 
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Termine September-Oktober 2011 


Ortssruppen-Treffen 


REVOLUTION Treffen Stuttgart 
Jeden Mittwoch um 18.30 Uhr 
im Jugendhaus West Bebelstraße 
26, Anfahrt mit U2/U9 bis 


Haltestelle Schwab-/Bebelstraße. 












Aktuelle Termine, 
die neusten Artikel, 
unser Programm 

u.v.m. gibts im Web! 


REVOLUTION Treffen Berlin 
Jeden Montag um 18.00 Uhr im 
Salvador Allende (Jonasstraße 29/ 
U8 Leinestraße) 








Laut und Stark in Köln 
Aktionstag der IG Metall Jugend 
am 1. Oktober 2011 


Stand vom 20.06.2011 


REVOLUTION 


auf facebook 
Natürlich gibts REVOLUTION Deutsch- 
land auch auf facebook. Einfach als 
friend adden und up to date sein! Auch 
unsere Ortsgruppen sind online! 
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One Solution - Revo...wer? 
Eine Vorstellung 


Wer ist REVOLUTION? 


Wir sind eine antikapitalistische internationale Jugend- 
organisation. Wir sind aktiv in verschiedenen europäischen 
und asiatischen Staaten. Auf unserer Webseite www.onesoluti- 
onrevolution.de findet ihr unser Programm, Stellungnahmen, 
Demoberichte und Artikel von uns. Wir bringen regelmäßig die 
Zeitung „REVOLUTION“ heraus. 


Was macht REVOLUTION? 


In Deutschland sind wir aktiv gegen Bildungs -und Sozialabbau, 
Krieg und Faschismus. In unseren Ortsgruppen machen wir re- 
gelmäßige Veranstaltungen und Aktionen. Wir laden Euch ger- 
ne ein bei uns vorbei zuschauen oder mitzumachen - nehmt 
Kontakt auf über germany@onesolutionrevolution.de! 
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Was will REVOLUTION? 


Hinter dem System von Ausbeutung, Hunger, Krieg und Un- 
terdrückung steht der globale Kapitalismus, die Herrschaft 
Weniger über die große Mehrheit. Gemeinsam mit Euch 
wollen wir Kapital und Staat bekämpfen für eine gerechte, 
solidarische sozialistische Gesellschaft eintreten. 


Informiert Euch, nehmt Kontakt auf! 


One solution — REVOLUTION!! 
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